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Gesetz 

über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1967 

(Haushaltsgesetz 1967) 

Vom 4. Juli 1967 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be¬ 
schlossen: 

§ 1 

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Bundes- 
haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1967 wird in 
Einnahme und Ausgabe auf 

77 014 370 300 Deutsche Mark 

lest gestellt, und zwar 

im ordentlichen Haushalt in Einnahme und Aus¬ 
gabe auf 

68 961 145 600 Deutsche Mark 

und 

im außerordentlichen Haushalt in Einnahme' und 
Ausgabe auf 

8 053 224 700 Deutsche Mark, 


§ 2 

(1) Der Bundesminister der Finanzen kann in Ein¬ 
zelfällen bestimmen, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 der 
Rcifhshaushaltsordnung keine Anwendung findet. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird ferner 
ermächtigt, mit Zustimmung des Haushaltsaussdnis- 
ses des Deutschen Bundestages auch für solche Aus¬ 
gabenansätze, die im Bundeshaushaltsplan nicht 
ausdrücklich als übertragbar bezeichnet sind, die 
übertragbarkeil anzuordnen, soweit Leistungen aus 
diesen Ausgabenansätzen für bereits bewilligte 
Maßnahmen noch im folgenden Rechnungsjahr er¬ 
forderlich sind. 

§ 3 

(1) § 14 der Reichshaushaltsordnung ist auch auf 
einmalige und außerordentliche Ausgaben für bau¬ 
liche Unternehmungen an zu wenden, bei denen de'? 
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Eund nicht selbst Bauträger ist, aber mehr als 
50 vom Hundert der Baukosten trägt. Der Bundes¬ 
minister der Finanzen wird ermächtigt, in drin¬ 
genden Fällen Ausnahmen von einer Anwendung 
des § 14 der Reichshaushaltsordnung zuzulassen; in 
diesen Fällen dürfen die Bundesmittel den Bau¬ 
trägern erst bewilligt werden, wenn die in § 14 
oder § 45 der Reichshaushaltsordnung bezeichneten 
Unterlagen vorliegen. 

(2) Bei Anwendung des § 30 a der Reichshaus¬ 
haltsordnung ist der Betrag von 30 000 Deutsche 
Mark durch den Betrag von 150 000 Deutsche Mark 
und der Betrag von 10 000 Deutsche Mark durch den 
Betrag von 30 000 Deutsche Mark zu ersetzen. 

(3) In Abweichung von § 41 der Reichshaushalts¬ 
ordnung gelten für die Benutzung von Dienstkraft¬ 
wagen außerhalb der rein dienstlichen Verwendung 
die Richtlinien der Bundesregierung vom 16. März 
1962. 

(4) Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch¬ 
tigt, in Abweichung von § 47 Abs. 1 der Reichshaus¬ 
haltsordnung zuzulassen, daß 

1 bewegliche Sachen des Bundes, die aus Zuwen¬ 
dungen des Bundes zur Förderung der wis¬ 
senschaftlichen Forschung erworben sind, den 
Trägern der Forschungseinrichtungen oder zentra¬ 
len Forschungsorganisationen unentgeltlich über¬ 
eignet werden, 

2. bewegliche Sachen und Leistungen des Bundes 
aus Anlaß von Katastrophen, größeren Unglücks¬ 
fällen und Notständen unentgeltlich überlassen 
werden, wenn die Überlassung zur Abwendung 
oder Milderung einer nichtvorhergesehenen Not¬ 
lage erfolgt. 

(5) Der Bundesminister der Finanzen kann ab¬ 
weichend von § 47 Abs. 1 der Reichshaushaltsord¬ 
nung zur verbilligten Beschaffung von Bauland zu¬ 
lassen, daß bundeseigene unbebaute Grundstücke 
unter dem vollen Wert veräußert worden, wenn 
sichergestellt ist, daß diese Grundstücke binnen an¬ 
gemessener Frist, die in der Regel drei Jahre nach 
Abschluß des Kaufvertrages nicht übersteigen soll, 
zu Zwecken des sozialen Wohnungsbaues bebaut 
werden. Unterbleibt die Bebauung, so ist das Eigen¬ 
tum an dem Grundstück gegen Erstattung der Kosten 
wieder auf den Bund zurückzuübertragen. Der Zu¬ 
stimmung des Bundestages und des Bundesrates ge¬ 
mäß § 47 Abs. 3 der Reichshaushaltsordnung bedarf 
es in diesen Fällen nicht. Das Nähere bestimmen 
Richtlinien des Bundesschatzministers im Einverneh¬ 
men mit den Bundesministern der Finanzen und für 
Wohnungswesen und Städtebau. 

(6) In den Fällen des § 47 Abs. 3 und 6 der Reichs¬ 
haushaltsordnung gilt als Wertgrenze des § 3 Abs. 2 
und des § 5 der Anlage 3 zu § 57 der Reichs¬ 
wirtschaftsbestimmungen der Betrag von 1 000 000 
Deutsche Mark. 

(7) Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch¬ 
tigt, mit Zustimmung des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages in Abweichung von § 50 
Abs. 2 der Reichshaushaltsordnung die Änderung 
von Kreditverträgen mit ausländischen Schuldnern 
ziizuiassen, wenn dies im besonderen staatlichen 
Interesse der Bundesrepublik Deutschland liegt. 


(8) Von der Einziehung von Forderungen des 
Bundes im Verkehr mit Privatpersonen darf mit 
Zustimmung des Bundesministers der Finanzen Ab¬ 
stand genommen werden, wenn die Einziehung mit 
Verwaltungsaufwand oder Kosten verbunden wäre, 
die nicht in angemessenem Verhältnis zur Höhe des 
Betrages stehen. 

(9) Mit Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen können zur Erfüllung des deutsch-ameri¬ 
kanischen Devisenausgleichsabkommens vom 24. Ok¬ 
tober 1961 (zuletzt verlängert am 11. Mai 1964 für 
die Zeit vom 1. Juli 1965 bis zum 30. Juni 1967) Lei¬ 
stungen vor Empfang der Gegenleistung oder ohne 
Bestehen einer bestimmten vertraglichen Leistungs¬ 
pflicht bewirkt werden. Mit Zustimmung des Bun¬ 
desministers der Finanzen soll ein gemäß Satz 1 zu 
leistender Geldbetrag in den Vereinigten Staaten 
von Amerika angelegt werden. 

§ 4 

übersteigt bei einem Einnahmetitel der Betrag 
der tatsächlichen Einnahmen den Haushaltsansatz 
und können auf Grund eines Haushaltsvermerks 
bei einem übertragbaren Ausgabetitel in Höhe 
dieser Mehreinnahmen Ausgaben geleistet werden, 
so dürfen, abweichend von § 73 der Reichshaushalts¬ 
ordnung, die Beträge solcher Mehreinnahmen, die 
bis zum Schluß des Rechnungsjahres für die Zwecke 
der Ausgabetitel nicht verwendet worden sind, in 
der Haushaltsrechnung als Ausgaberest und zu¬ 
gleich als Mehrausgabe nachgewiesen werden. 

§ 5 

(1) Verwaltungsvorschriften, die die aus einer ein¬ 
zelnen Zweckbestimmung zu leistenden Ausgaben 
nach bestimmten Merkmalen festlegen, sind so zu 
fassen, daß die unter der Zweckbestimmung ver¬ 
anschlagten Mittel zur Deckung der Ausgaben aus- 
reichen. Ergibt sich, daß bei Aufrechterhaltung der 
Vorschritten eine Haushaltsüberschreitung erforder¬ 
lich wird, sind die Vorschriften unverzüglich ent¬ 
sprechend zu ändern. Ausnahmen sind im Falle 
eines unvorhergesehenen und unabweisbaren Be¬ 
dürfnisses mit Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen zulässig; hat der Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages den Verwaltungsvoischritten 
zugestimmt, so ist grundsätzlich auch die Zustim¬ 
mung dieses Ausschusses einzuholen, 

(2) § 45b der Reichshaushaltsordnung ist auf 
Handlungen der Verwaltung aut dem Gebiet des 
öffentlichen Rechts anzuwenden, durch die die Bun¬ 
desrepublik Deutschland verpflichtet wird, über ein 
Rechnungsjahr hinaus Auszahlungen zu leisten. Das 
gilt auch für Entscheidungen der Verwaltung auf 
Grund gesetzlicher Ermächtigung. 

(3) § 75 der Reichshaushaltsordnung ist in der 
Weise anzuwenden, daß bei Feststellung des Jahres¬ 
ergebnisses nur die tatsächlich eingegangenen Ein¬ 
nahmen (Ist-Einnahme) und die tatsächlich geleiste¬ 
ten Ausgaben (Ist-Ausgahe) berücksichtigt werden. 

§ 6 

Der Bundesminister der Finanzen darf seine 
Zustimmung nach § 30 Abs. 2 der Reichshaushalts- 
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Ordnung zur Verausgabung von Betragen, die bei 
übertragbaren Ausgabebewilligungen am Schluß des 
Rechnungsjahres 1966 nicht verwendet sind (Aus¬ 
gabereste), nur erteilen, wenn innerhalb desselben 
Einzelplans im Rechnungsjahr 1967 veranschlagte 
Betrage in gleicher Höhe für diesen Zweck in Ab¬ 
gang gestellt werden oder wenn sichergestellt ist, 
daß in demselben Einzelplan am Schluß des Rech¬ 
nungsjahres 1967 Ausgabereste in gleicher Elöhe 
verbleiben. Der Bundesminister der Finanzen kann 
in Ausnahmefallen zulassen, daß der Ausgleich in 
anderen Einzelplanen vorgenommen wird. 

§ 7 

(1) Verfügungen über Ausgabemittel, die bei ein¬ 
zelnen Titeln des Haushaltsplans als gesperrt be¬ 
zeichnet oder im außerordentlichen Haushalt ver¬ 
anschlagt sind, desgleichen Maßnahmen, durch 
welche für die Bundesrepublik Deutschland Ver¬ 
pflichtungen zu Lasten dieser Ausgabemittel ent¬ 
stehen können, bedürfen der Zustimmung des 
Bundosministcrs der Finanzen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann die 
Inanspruchnahme von bestimmten Ausgabemitteln 
von seiner Zustimmung abhängig machen, soweit 
die Entwicklung auf der Einnahme- oder Ausgabe¬ 
seite es erfordert. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann aus 
konjunkturpolitischen Gründen die Verfügung über 
bestimmte Ausgabemittel von seiner besonderen 
vorherigen Zustimmung abhängig machen. Das 
gleiche gilt für das Eingehen von Verbindlichkeiten 
zu Lasten künftiger Rechnungsjahre. Der Bundes- 
minister der Finanzen hat vor der Sperre und ihrer 
Aufhebung das Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft herbeizuführen. 

(4) Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes¬ 
tages wird ermächtigt, auf Antrag des Bundes¬ 
ministers der Finanzen anzuordnen, daß vermögens¬ 
wirksame Ausgaben, die im ordentlichen Haushalt 
veranschlagt sind, aus Mitteln des außerordentlichen 
Haushalts geleistet werden, wenn dies nach der 
Entwicklung auf der Einnahme- oder Ausgabeseite 
zur Sicherung des Haushaltsausgleichs erforderlich 
ist. 

(5) Der Bundesminister der Finanzen wird er¬ 
mächtigt, bei zweckgebundenen Zuschüssen und Dar¬ 
lehen des Bundes an die Länder Abweichungen von 
im Haushaltsplan vorgesehenen Selbstbeteiligungen 
der leistungsschwachen Länder zuzulassen. 

§ 8 

(1) Der Beginn von Hochbaumaßnahmen des Bun¬ 
des sowie die Gewährung von Zuwendungen für 
Hot h bau maßnah men an Stellen außerhalb der 
Bundesverwaltung bedürfen der Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch¬ 
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft die Mittel für die Fortführung begonne¬ 
ner und für neue Baumaßnahmen des Bundes sowie 
die Ausgabenansätze zur Förderung von Bau maß¬ 
nah men anderer Stellen in Höhe von 20 vom Hun¬ 


dert zu sperren, wenn und soweit dies aus konjunk- 
turpolitischen Gründen insbesondere mit Rücksicht 
auf die Lage des Baumarktes erforderlich ist. § 7 
Abs. 2 und 3 bleibt unberührt. 

(3) § 19 Abs. 2 Satz 2 des Zweiten Wohnungs¬ 
baugesetzes in der Fassung vom 1. September 1965 
(BundesgosetzbL I S. 1617) findet keine Anwendung. 

§ 9 

(1) Innerhalb der einzelnen Kapitel sind gegen¬ 
seitig deckungsfähig die Ansätze bei 

1. Titel 104 a und 104 b, 

2. Titel 109a und 109b, 

3. Titel 207 a, b und c. 

(2) Innerhalb der einzelnen Kapitel können ver¬ 
wendet werden (einseitige Deckungsfähigkeit) 

1. Einsparungen bei Titel 101 zur Verstärkung der 
bei Titel 103 und 104 veranschlagten Mittel; 

2. Einsparungen bei Titel 102 zur Verstärkung der 
bei Titel 103 veranschlagten Mittel; 

3. Einsparungen bei Titel 103 zur Verstärkung der 
bei Titel 104 veranschlagten Mittel; 

4. Einsparungen bei den Titeln 101 bis 104 zur Ver¬ 
stärkung von Mitteln bei den Titeln 109, 110 
und 111; 

5. Einsparungen bei Titel 106 zur Verstärkung der 
bei Titel 107 veranschlagten Mittel; 

6. Einsparungen bei Titel 108 zur Verstärkung der 
bei Titel 217 veranschlagten Mittel. 

(3) Innerhalb der Kapitel 33 03, 33 04, 33 06, 33 07 
und 33 08 können Einsparungen bei Titel 160 zur 
Verstärkung der bei Titel 161 veranschlagten Mittel 
verwendet werden (einseitige Deckungsfähigkeit). 

(4) In Abweichung von § 31 Satz 2 der Reichs¬ 
haushaltsordnung sind übertragbare Ausgabemittel 
mit anderen Ausgabemitteln nach Maßgabe der im 
Haushaltsplan ausgebrachten Haushalts vermerke 
deckungsfähig. 

(5) Die obersten Bundesbehörden können mit Zu¬ 
stimmung des Bundesministers der Finanzen die 
Deckungsfähigkeit der Bewilligungen für Sach¬ 
ausgaben innerhalb eines Kapitels anordnen, soweit 
die Mittel nicht übertragbar sind, der Mehrbedarf 
des Einzeltitels nicht mehr als 25 vom Hundert be¬ 
trägt und die Maßnahme wirtschaftlich zweckmäßig 
erscheint. 

(6) Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes¬ 
tages wird ermächtigt, auf Antrag des Bundes¬ 
ministers der Finanzen innerhalb des Einzelplans 14 
(Bundosminister der Verteidigung) die Deckungs- 
fähigkoit der Bewilligungen für allgemeine und 
einmalige Ausgaben der Kapitel 14 08 und 14 11 bis 
14 19 sowie der Titel 308 a, 308 b, 309 a und 309 b 
des Kapitels 14 02 anzuordnen, falls dies auf Grund 
später eingetretener Umstände wirtschaftlich zweck¬ 
mäßig erscheint. Diese Regelung gilt auch für über¬ 
tragbare Mittel. § 33 der Reichshaushaltsordnung 
bleibt unberührt. 

§ 10 

Die im Haushaltsplan vorgesehenen Stellen der 
Eingangsgruppe einer Laufbahn können abweichend 
von § 36 Abs. 2 Satz 1 der Reichshaushaltsordnung 
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auch mit Beamten einer niedrigeren Laufbahn be¬ 
setzt werden, wenn sie in die Aufgaben der neuen 
Laufbahn eingeführt werden. 

§ 11 

(1) Abweichend von § 36 b Abs, 2 der Reichshuus- 
haltsordnung kann die Einweisung in eine Plan¬ 
stelle mit Rückwirkung bis zum 1. Januar 1967 erfol¬ 
gen, soweit der Beamte wahrend dieser Zeit die 
beamtenrechtlichen Voraussetzungen für die Beför¬ 
derung erfüllt und die Obliegenheiten dieser oder 
einer gleichartigen Stelle tatsächlich wahrgenonv 
men hat und die Stelle, in die er eingewiosen wird, 
besetzbar war. 

(2) Der Haushaltsausschul) des Deutschen Bundes¬ 
tages wird ermächtigt, auf Antrag des Bundesmini¬ 
sters der Finanzen Planstellen zusätzlich zu schaf¬ 
fen, wenn ein unabweisbares, auf andere Weise 
nicht zu befriedigendes Bedürfnis vorliegt, das ein 
Hinausschieben der Entscheidung bis zur Verkün¬ 
dung des Haushaltsgesctzes für das Rechnungsjahr 
1968 ausschließt. Die zusätzlichen Planstellen sind 
mit dem Vermerk „künftig wogfallend" zai ver¬ 
sehen. Über den weiteren Verbleib ist in dem näch¬ 
sten Haushaltsplan zu entscheiden. 

(3) Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes¬ 
tages wird ermächtigt, auf Antrag des Bundesmini¬ 
sters der Finanzen Planstellen nach Maßgabe des 
Ersten Gesetzes zur Neuregelung des Bcsoldungs- 
rechts umzuwandeln. Die umgewandelten. Planstel¬ 
len sind mit dem Vermerk „künftig umzuwandeln" 
zu versehen, über den weiteren Verbleib der einige- 
wandelten Planstellen ist in dem nächsten Haus¬ 
haltsplan zu entscheiden. 

§ 12 

(1) Wird ein planmäßiger Beamter im dienstlichen 
Interesse des Bundes mit Zustimmung seiner ober¬ 
sten Dienstbehörde im Dienst einer öffentlichen 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung 
unter Wegfall der Dienstbezüge länger als ein Jahr 
verwendet und besteht ein unabweisbares Bedürfnis, 
die Planstelle des Beamten neu zu besetzen, so 
kann der Bundesminister der Finanzen für diesen 
Beamten im Einzelplan der abgebenden Dienst¬ 
behörde eine Leerstelle der bisherigen Besoldungs¬ 
gruppe des Beamten mit dem Vermerk „künftig 
weg f all end" au sbr in ge n. 

(2) Wird der Beamte wieder im Dienst des Bun¬ 
des verwendet, ist er in eine freie oder in die 
nächste frei werdende Planstelle seiner Besoldungs¬ 
gruppe bei seiner Verwaltung einzuweisen; mit der 
Einweisung fallt die Leerstelle weg. Bis zur Ein¬ 
weisung in eine freie Planstelle ist er auf der Leer¬ 
stelle zu führen; solange er auf der Leerstelle ge¬ 
führt wird, dürfen, soweit notwendig, die hierdurch 
entstehenden Mehrausgaben abweichend von § 33 
Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung ohne besondere 
Zustimmung des Bundesministers der Finanzen über 
die Ansätze des Haushaltsplans hinaus geleistet 
werden. 

(3) Der Bundesministcr der Finanzen kann ferner 
mit Zustimmung des 11aushaUsausschusscs des Deut¬ 
schen Bundestages im Einzelplan der zuständigen 


Dienstbehörde Planstellen für Beamte aushringen, 
deren Verwendung demnächst im Dienst einer öffent¬ 
lichen zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein- 
iichtung beabsichtigt ist. Für den Fall, daß Ersatz 
für Beamte gewonnen werden soll, die in Zukunft 
bei einer bestehenden oder erwarteten Einrichtung 
dieser Art verwendet weiden sollen oder die durch 
Teilnahme an zwischenstaatlichen oder überstaat¬ 
lichen Konferenzen langei als ein Jahr an der Er¬ 
füllung ihrei dienstlichen Aufgaben verhindert sind, 
können auf die gleiche Weise Planstellen ausge¬ 
bracht worden. Von cku Einholung der Zustimmung 
dc'S Haushdlfsausschusses des Deutschen Bundes¬ 
tages darf nur abgesehen werden, wenn die Maß¬ 
nahme keinen Aufschub duldet; in diesem Falle ist 
der I faushaltsaiisschuß des Deutschen Bundestages 
unverzüglich zu unterrichten. 

(4) Uber den weiteren Verbleib der durch den 
Bundesministm der Finanzen nach den Absätzen 1 
und 3 ausgebrachten Planstellen ist in dem nächsten 
Haushaltsplan zu entscheiden. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend, wenn 
ein planmäßiger Beamter im dienstlichen Interesse 
des Bundes mit Zustimmung seiner obersten Dienst¬ 
behörde zur Verwendung in einem Entwicklungs¬ 
land unter Wegfall der Bezüge langer als ein Jahr 
beurlaubt wird. 

§ 13 

(1) Wird ein planmäßiger Bundesrichter an einem 
oberen Bundesgericht gemäß § 4 Abs. 1 des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzhl. I S. 243), zuletzt geändert 
durch das Vereinsgesetz vom 5. August 1964 (Bun- 
dosgesetzbl. I S. 593), zum Richter des Bundesver¬ 
fassungsgerichts gewählt, kann der Bundesminister 
der Finanzen für diesen Richter im Einzelplan des 
abgebenden oberen Bundesgerichts eine Leerstelle 
der bisherigen Besoldungsgruppe des Bundes! ichtors 
mit dem Vermerk „künftig wegfallencP' aushringen. 

(2) Scheidet der Richter aus dom Bundesverfas¬ 
sungsgericht aus und tritt er wieder zu seinem 
oberen Bundesgoi idit zurück, ist er in eine freie 
oder die nächste frei werdende Planstelle derjenigen 
Besoldungsgruppe bei seinem Gericht einzuweisen, 
die seinem dortigen Amt als Bundes rieh t er ent¬ 
spricht; mit der Einweisung fallt die Leerstelle weg. 
Bis zur Einweisung in eine freie Planstelle ist er 
auf der Leerstelle zu führen. Solange er auf der 
Leerstelle geführt wird, dürfen, soweit notwendig, 
die hierdurch entstehenden Mehrausgaben abwei¬ 
chend von § 33 Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung 
ohne besondere Zustimmung des Bundesministei s 
der Finanzen über die Ansätze des Haushaltsplans 
hinaus geleistet werden. 

§ 14 

(1) Werden Aufgaben von einer Dienststelle auf 
eine andere innerhalb des Geschäftsbereichs eines 
Bundesministers oder vom Geschäftsbereich eines 
Bundesministers zu dem eines anderen übertragen, 
so sind auch die Mittel und Planstellen auf die 
nunmehr zuständige Haushaltsstelle zu übertragen. 
Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
ist von der Übertragung zu unterrichten. 
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(2) Zum Ausgleich des Personalbedarfs in den 
Geschäftsbereichen der Bundesminister kann die 
Bundesregierung mit Zustimmung des Haushalts- 
ausschusses des Deutschen Bundestages Planstellen 
und Mittel von einem Kapitel auf ein anderes 
Kapitel desselben oder eines anderen Einzelplans 
übertragen. Der Beschluß ergeht auf Antrag eines 
Bundesministers, Eines Beschlusses der Bundes¬ 
regierung bedarf es nicht, wenn die beteiligten 
Bundesminister einig sind oder der Pcrsonal- 
ausgleich innerhalb eines Einzelplans erfolgt. Vor 
der Beschlußfassung und vor Übertragung nach 
Satz 3 ist der Präsident des Bunclesrechnungshofes 
von dem zuständigen Bundesminister zu hören. 

(3) Die Übertragung von Mitteln oder Planstellen 
nach Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 3 bedarl der 
vorherigen Zustimmung des Bundesministeis den 
Finanzen. 

(4) § 36a der Reichshaushaltsordnung bleibt durch 
die Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 unberührt. 

§ 15 

(1| Abweichend von § 17 des Ersten YVohnungs- 
baugosetzes vom 24. April 1950 in der Fassung vom 
25. August 1953 (Bunclesgesetzbl. I S. 1047) und von 
§ 20 dos Zweiten YVohnungsbaugesetzes in der Fas¬ 
sung vom 1. September 1965 (Bunclesgesetzbl. I 
S. 1617), zuletzt geändert durch Artikel 11 des 
Haushaltssicheiungsgesetzes vom 20.Dezember 1965 
(Bunclesgesetzbl. I S. 2065), können die nach diesen 
Vorschriften für Maßnahmen zugunsten des sozia¬ 
len Wohnungsbaues zu verwendenden Rückflüsse, 
Erträge', Rückzahlungen oder Erlöse auch für Maß¬ 
nahmen zugunsten des Wohnungsbaues im Rahmen 
der Stadt- und Dorferneuerung verwendet werden. 

(2) Das Bundesgesetz zur Regelung der rück- 
erstattiingsroehtlichen Geldverbindlichkeiten des 
Deutschen Reiches und gleichgestellter Rechtsträger 
(Bundesrückerstaüungsgesctz — BRüG) in der Fas¬ 
sung des Dritten Gesetzes zur Änderung des Bun- 
desrückorstattungsgesetzes vom 2. Oktober 1964 
(Bunclesgesetzbl. T S. 809) gilt mit folgender Maß¬ 
gabe: 

1. Die Aufwendungen für die durch Geldleistungen 
zu erfüllenden Ansprüche nach diesem Gesetz 
werden für das Rechnungsjahr 1967 auf 250000 000 
Deutsche Mark festgesetzt. 

2. Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rcchtsverordnung die Fälligkeit von Leistungen 
zur Befriedigung 

von Rechtsansprüchen oder 
von Härtefällen 

ganz oder teilweise hinauszuschieben. 

(3) Die Zweckbindung nach Artikel 1 des Stra¬ 
ßenbaufinanzierungsgesetzes in der Fassung des 
Gesetzes über die Umstellung der Abgaben auf 
Mineralöl vom 20. Dezember 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 995) gilt im Rechnungsjahr 1967 mit der Maßgabe, 
daß das Aufkommen an Mineralölsteuer bis zum 
Betrage von 3 350 000 000 Deutsche Mark für Zwecke 
des Straßenwesens zu verwenden ist. Artikel 13 des 
Ersten Gesetzes zur Überleitung der Haushaltswirt¬ 


schaft des Bundes in eine mehrjährige Finanz- 
planung (Finanzplanungsgesclz) vom 23. Dezember 
1966 (Bundesgesetzbl. I-S. 697) tritt außer Kraft. 

(4) Die in Artikel 9 des Gesetzes zur Sicherung 
des Haushaltsausgleichs vom 20. Dezember 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 2065) für das Rechnungsjahr 
1966 erteilte Finanzierungsermächtigung gilt im 
Rechnungsjahr 1967 weiter, soweit sie im Rech¬ 
nungsjahr 1966 nicht in Anspruch genommen wor¬ 
den ist. 

§ 16 

(1) Die Deutsche Bundespost wird verpflichtet, die 
im Rechnungsjahr 1967 fälligen Zinsen für die Aus- 
gleichsfordcmng zu übernehmen, die der Postspar¬ 
kasse auf Grund des § 10 der Zweiten Durchfüh¬ 
rungsverordnung (Bankenverordnung) zum Dritten 
Gesetz zur Neuordnung des Geldwesens (Umstel¬ 
lungsgesetz) gegenüber dem Bund zustehf. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch¬ 
tigt, die nach § 21 des Postvei waltungsgesetzes vom 
24. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 676), zuletzt ge¬ 
ändert durch das Gesetz über die Zuständigkeit aut 
dem Gebiet des Rechts des öffentlichen Dienstes vom 
20. August 1960 (Bundesgesetzbl. 1 S.705), geschul¬ 
dete Ablieferung, soweit sie über eine Verzinsung 
des Eigenkapitals mit 7 vom Hundert jährlich hin¬ 
ausgeht, mit der Maßgabe zu erlassen, daß die 
Deutsche Bundespost den erlassenen Teilbetrag zur 
Verstärkung ihres Eigenkapitals verwendet. 

§ 17 

Ersatzbeschaffungen von Kraftfahrzeugen dürfen 
nur vorgenommen werden, wenn ihre Notwendig¬ 
keit durch das Gutachten eines kraftfahrtechnischen 
Sachverständigen des Bundesministeriums der Finan¬ 
zen, in den Bereichen des Bundesministers des 
Innern, des Bundesministers der Verteidigung und 
des Bundesministers für Verkehr durch das Gut¬ 
achten des jeweils für den Bereich des betreffenden 
Ministeriums zuständigen kraftfahrtechnischen Sach¬ 
verständigen festgestellt ist. Der Bundesminister der 
Finanzen kann in besonderen Fällen Ausnahmen 
hiervon zulassen. 

§ 18 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch¬ 
tigt, zur vorübergehenden Verstärkung der Be¬ 
triebsmittel der Bundeshauptkasse Geldmittel im 
Wege des Kredits zu beschaffen, dessen Höhe den 
Betrag von 7 000 000 000 Deutsche Mark nicht über¬ 
schreiten darf. Darauf sind die Beträge anzurechnen, 
die auf Grund von Ermächtigungen früherer Haus¬ 
haltsgesetze aufgenommen sind. Soweit Kredite zu¬ 
rückgezahlt sind, kann die Ermächtigung wiederholt 
in Anspruch genommen werden. Die Kredite dürfen 
nicht später als 24 Monate nach ihrer Aufnahme 
fällig werden. 

§ 19 

(i) Die dem Bundesminister der Finanzen durch 
§ 19 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 1966 vom 22. Juni 
1966 (Bundesgesetzbl.il S. 437) erteilte Ermächti¬ 
gung zur Beschaffung von Geldmitteln im Y\ r ege des 
Kredits zur Deckung von Ausgaben des außerordent- 
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liehen Haushalts für das Rechnungsjahr 1966 bleibt 
bis zur Verkündung des Haushaltsgesetzes 1968 
wirksam. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Deckung von Ausgaben des außerordentlichen 
Haushalts für das Rechnungsjahr 1967 Geldmittel im 
Wege des Kredits beschaffen, dessen Höhe den 
Betrag von 8 053 224 700 Deutsche Mark nicht über¬ 
steigern darf. Die auf Grund der im Kreditfinanzie¬ 
rungsgesetz 1967 enthaltenen Ermächtigung ange¬ 
nommenen Kredite sind auf den in Satz 1 fest ge¬ 
legten Kredit rahmen anzurochnen. 

§ 30 

(1) Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch¬ 
tigt, Bür■gsclndten, Garantien oder sonstige Gewähr¬ 
leistungen zu übernehmen 

1. ul im Zusammenhang mit iotderungswürdigen 
Ausfuhren zugunsten von Aust übt ein und zu¬ 
gunsten von Kreditgebern, lür Kredite an aus¬ 
ländische Schuldner. — Die Gewährleistun¬ 
gen werden nach Richtlinien übernommen, die 
der Bundesminister lür Wirtschaft im Einvei- 
nehmen mit dem Bundesminister der Finanzen, 
dem Bundesminister lür will schult liehe Zu- 
sammenaibeit und dem Bundesminister des 
Auswärtigen lest legt —, 

b) im Zusammenhang mit Ausfuhren, an deren 
Durchführung ein besonderes staatliches Inter¬ 
esse der Bundesrepublik Deutschland besteht, 
zugunsten von Ausführern und zugunsten von 
Kreditgebern lür Kredite an ausländische 
Schuldner; 

2 a) lür Kredite an ausländische Schuldner im Zu¬ 
sammenhang mit der Gewährung bilateraler 
Kapitalhilfe, 

b) lür andere Kredite an ausländische Schuldner, 
wenn dies der Finanzierung föiderungs* 
würdiger Vorhaben dient oder im besonderen 
staatlichen Interesse der Bundesrepublik 
Deutschland liegt; 

3. zur Absicherung des politischen Risikos bei för- 
derungswürdigen Kapitalanlagen im Ausland, 
wenn zwischen der Bundesrepublik und dem 
Land, in dom das Kapital angelegt wird, eine 
Vereinbarung über die Behandlung von Kapital¬ 
anlagen besteht oder, solange dies nicht der Fall 
ist, durch die Rechtsordnung des betreffenden 
Landes oder in sonstiger Weise ein ausreichender 
Schutz der Kapitalanlage gewährleistet erscheint. 
— Die Gewährleistungen werden nach Richtlinien 
übernommen, die der Bundesminister für Wirt¬ 
schalt im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen, dem Bundesminister für wirtschaft¬ 
liche Zusammenarbeit und dem Bundesminister 
des Auswärtigen lest legt —; 

4. zum Zwecke der Umschuldung durch den Bund 
gedeckter Forderungen deutscher Gläubiger. — 
Dabei können die Selbstbeteiligungen nachträg¬ 
lich ermäßigt sowie in Ausnahme!allen Bürgschaf¬ 
ten, Garantien oder sonstige Gewährleistungen 
für ui sh er ungedeckte Forderungen übernommen 
werden, wenn andernfalls die U m schul düng s- 
maßnahmon nicht durchgeführt werden können —; 


5. zur Sicherung der Finanzierung von forderungs- 
würdigen Aufbau Vorhaben in Entwicklungs¬ 
ländern, für die der Bund im Rahmen der Kredit¬ 
zusageermächtigungen lür Kapitalhilfe eine Finan¬ 
zierung szu sage gegeben hat, wenn dadurch eine 
Finanzierung mit Haushaltsmitteln vermieden 
wird. 

(2) Der Höchst bet rag der Gewährleistungen nach 
Absatz 1 Nr. 1 wird auf 19 000 00(1600 Deutsche 
Mark, clor Höchstbetrag der Gewährleistungen nach 
Absatz l Nr. 2 bis 4 aut insgesamt 9 000 000 000 
Deutsche? Mark, der 1 löchslbeliag der Gewährleistun¬ 
gen nach Absatz 1 Nr. 5 aut 250 000 000 Deutsche 
Mark festgesetzt. 

§ 21 

Der Bundesminister der Finanzen wird einnuhligt, 
Bürgschaften, Garantien oder sonstige Gewähr¬ 
leistungen lür Bevorrat ungsma ßnah men aut dein 
Ernührungsgebiet bis zum I huhsib<4*■ .»gr \»m 

1 500 000 000 Deutsche Maik zu üb' u n* h m: n . 


Dei Bundesminister der Finanzen wird eimuuUigt, 
Bürgschaften, Garantien oder sonstige Gewährlei¬ 
stungen bis zum I löchstbeirage von 1 500 000 000 
Deutsche Mark zur Förderung der Berliner Wirt¬ 
schaft und des Warenverkehrs mit Berlin nach Richt¬ 
linien zu übernehmen, die der Bundesnünistei für 
Wirtschalt im Einvernehmen mit dem Bundes¬ 
minister der Finanzen und den sonst beteiligten 
Fach ministem lestlegt. 

§ 23 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
Bürgschaften, Garantien oder sonstige Gewähr¬ 
leistungen bis zum Höchstbetrage von 12 400 000 000 
Deutsche Mark zu übernehmen 

1. zur Förderung der gewerblichen Wirtschaft und 
der freien Berufe, wenn eine anderweitige Finan¬ 
zierung nicht möglich ist und ein allgemeines 
volkswirtschaftliches Interesse an der Dmcblüh- 
rung der Maßnahmen besteht; 

2. zur Förderung des Verkehrswesens; 

3. zur Förderung des Wohnungsbaues und der 
damit verbundenen städtebaulichen Maßnahmen, 
insbesondere des öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbaues, zur Förderung des Baues ge¬ 
werblicher Räume, wenn der Bau der go-weib¬ 
lichen Räume im Zusammenhang mit denn Bau 
von Wohnungen steht, sowie zur Fördernng der 
Instandsetzung und Modernisierung von Wohn¬ 
gebäuden: 

4. lür Verbindlichkeiten, die* der Demi sehen Sieci- 
lirngs- und Landesrentenbunk aus der Ausgabe 
von Schuldverschreibungen erwachsen -- zu 
vergleichen § 3 des Gesetzes über die Zusam¬ 
menlegung der Deutschen Landosrentenbank und 
der Deutschen Siedlungsbank vom 27. August 
1965 (Bundesgcsetzbl. I S. 1001) 

5. für Maßnahmen gemäß § 5 des Landwirtschafts- 
gesetzes vom 5. September 1955 (Bundesgesetz¬ 
blatt 1 S. 565) — Grüner Plan —; 

6. zur Förderung der Deutschen Fischwirtsch.tü; 
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7. im Zusammenhang mit der Freigabe beschlag¬ 
nahmter deutscher Auslands vermögen; 

8. lür Verbindlichkeiten des Ausgleichslonds aus 
der Eintragung von Schuldbuchforderungen oder 
der Aushändigung von Schuldverschreibungen 
nach § 252 Abs, 3 des Lastenausgleichsgesetzes 
vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446), 
zuletzt geändert durch das Achtzehnte Gesotz 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes vom 
3. September 19(55 (Bundesgesetzbl. I S. 1043); 

9. im Zusammenhang mit der Abdeckung von 
Haftpflichtrisiken namentlich aus Anlaß des Be¬ 
zugs oder der Verwendung von Kernbrenn¬ 
stoffen für friedliche Zwecke, soweit dadurch 
eine 1 Finanzierung aus Haushaltsmitteln ver¬ 
mieden wird; 

10. im Zusammenhang mit der Beschaffung von 
Kernbrennstoffen, die die Europäische Atom¬ 
gemeinschaft auf Grund bilateraler Abkommen 
mit den Vereinigten Staaten von Amerika für 
Benutzer in der Bundesrepublik bezieht, wenn 
die Europäische Atomgemeinschaf t nach dem 
Beschluß des Rates vom 5./7. März 1962 die Be¬ 
schaffung der Kernbrennstoffe hiervon abhängig 
macht. — Die vertragliche Verpflichtung der 
Benutzer auf Freistellung des Bundes bleibt 
unberührt —; 

11. im Falle eines unvorhergesehenen, unabweis¬ 
baren Bedürfnisses, insbesondere für Notmaß¬ 
nahmen. 

§ 24 

Gewährleistungen nach den §§ 20 bis 23 können 
auch in ausländischer Währung übernommen wer¬ 
den; sie sind zu dem Mittelkurs, der vor Ausferti¬ 
gung der Urkunden zuletzt amtlich festgestellt 
worden ist, auf den Höchstbetrag anzurechnen. 

§ 25 

(1) Auf die Höchstbeträge der §§ 20 bis 23 wer¬ 
den jeweils die Gewährleistungen auf Grund der 
entsprechenden Ermächtigungen angerechnet, die in 
den §§ 20 bis 23 dos Haushaltsgesetzes 1966 enthal¬ 
ten sind. Die Anrechnung erfolgt, soweit der Bund 
noch in Anspruch genommen werden kann oder 
soweit er in Anspruch genommen worden ist und 
für die erbrachten Leistungen keinen Ersatz erlangt 
hat. 

(2) Soweit der Bund ohne Inanspruchnahme von 
seiner Haftung frei wird oder Ersatz für erbrachte 
Leistungen erlangt hat, ist eine übernommene Ge- 
währlmstung auf den Höchstbetrag nicht mehr an- 
zu rechnen. 

(3) Die Ermächügungsrahmen der §§ 20 bis 23 
können mit Zustimmung des Haushaltsausschusses 
des Den Ischen Bundestages auch für Zwecke der 
jeweils anderen Vorschriften verwendet werden. 

§ 26 

I). i Bundi’.sminisF'r der Finanzen hat (hem Haus- 
hnO --'.imw huß des Deutschen Bundeslages hulbjühr- 
FDi ub-‘T den Sf<md der nach §§ 20 bis 23 übernom¬ 
men- n Wr pli hhUmgen zu belichten. 


§ 27 

Der Hau sh all saus schuß des Deutschen Bundes¬ 
lages kann im Namen des Deutschen Bundestages 
den Präsidenten des Bundesrechnungshofes als Bun¬ 
desbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in der Ver¬ 
waltung um die Erstattung von Gutachten ersuchen. 

§ 28 

(1) §§ 2, 3, 5, 7, 8 Abs. 1 und 3, §§ 10, 11 Abs. 2 
und 3, §§ 12 bis 14 und 15 Abs. 1, §§ 17, 18, 19 Abs. 2 
sowie §§ 20 bis 27 gelten bis zum Tage der Verkün¬ 
dung des Haushaltsgesetzes des folgenden Rech¬ 
nungsjahres weiter. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann ab 
1. Januar 1968 bis zur Verkündung des Haushalts- 
gesetzes 1968 zur Deckung von Ausgaben des 
außerordentlichen Haushalts Geldmittel im Wege 
des Kredits bis zu 1 000 000 000 Deutsche Mark 
beschaffen. Die auf Grund dieser Ermächtigung auf- 
genommenen Kredite sind auf den durch das Haus- 
haltsgesetz 1968 festzulogenden Kroditrahmen an¬ 
zurechnen. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen wird er¬ 
mächtigt, in der Zeit vom 1. Januar 1968 bis zur Ver¬ 
kündung des Haushaltsgesetzes 1968 Darlohnsvor- 
pflichtungen zu Lasten künftiger Rechnungsjahre 
einzugehen, soweit dies zur Fortführung von Maß¬ 
nahmen erforderlich ist, für die bereits im Haushalts¬ 
plan 1967 Bindungsermächtigungen bewilligt worden 
sind. Die neuen Verpflichtungen dürfen jeweils 
50 vom Hundert des für den einzelnen Zweck im 
Haushaltsplan 1967 vorgesehenen Ermächtigungs¬ 
betrages, höchstens jedoch 50 vom Hundert des im 
Regierungsentwurf des Haushaltsplans 1968 vorge¬ 
sehenen Ermächtigungsbetrages nicht überschreiten. 
Die auf Grund dieser Ermächtigung eingegangenen 
Verpflichtungen sind jeweils auf die durch den Haus¬ 
haltsplan 1968 festgelegten Bindungsermächtigungen 
anzurechnen. 

§ 29 

(1) Der Bundesminister der Finanzen wird er¬ 
mächtigt, im Rechnungsjahr 1967 von den Bundes¬ 
zuschüssen an die Träger der Rentenversicherung 
der Arbeiter einen Teilbetrag bis zur Höhe von 
847 000 000 Deutsche Mark und an die Träger der 
Rentenversicherung der Angestellten einen Teil¬ 
betrag bis zur Höhe von 603 000 000 Deutsche Mark 
in der Weise zu entrichten, daß er Schuldbuch forde¬ 
rn ngem gegen den Bund zuteilt, die auf sein Er¬ 
suchen in das Bundesschuldbuch eingetragen wer¬ 
den, Der auf die Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter entfallende Teilbetrag ist auf die einzelnen 
Renten vcrsichorungsträgor im Verhältnis ihres am 
31. Dezember 1966 vorhandenen Bar- und Anlage¬ 
vermögens aufzuteilen; Abweichendes kann verein¬ 
bart werden. Die SchuldbuchfOrderungen worden, 
soweit nichts anderes vereinbart wird, in v un¬ 
gleichen Teilbeträgen in den Monaten. Mai, Juni, 
September und Oktober zugeteil!. Die Sdnildbmh- 
fordomngen sind jährlich mit 6,75 vom Hundert /" 
verzinsen und mit 4 vom Hundert zu/uglich Ot 
durch die Tilgung ersparten Zinsen zu tilgen. l v e 
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Zins- und Tiigungsbeträye sind nachträglich jährlich 
am 21. Dezember eines jeden Jahres zahlbar, erst¬ 
mals am 21. Dezember 1968. Für die Zeiten zwischen 
der Begebung und dem Beginn des Zinsenlaols sind 
6,75 vom Hundert Stückzinsen zu vergüten. Die 
Schuldbuchtorderungen dürfen vom Ersterwerber an 
einen anderen Träger der Rentenversicherung un¬ 
beschränkt, im übrigen nur im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen veräußert werden. 

(2) Artikel 4 des Ersten Gesetzes zur Überleitung 
der Flaushaltswirtschaft des Bundes in eine mehr¬ 
jährige Finanzplanung vom 23. Dezember 1966 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 697) tritt außer Kraft. 

§ 30 

a) In § 1314 der Reichsversicherungsordnung wird 
folgender Absatz 4 angetügt: 

„(4) Die Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Träger der Rentenversicherung 
der Angestellten erstatten im Rechnungsjahr 
1967 den Trägern der knappschaftlichen Renten¬ 
versicherung 27 vom Hundert der Aufwendun¬ 
gen der Träger der knappschaftlichen Rentenver¬ 
sicherung für die knappschaftliche Krankenver¬ 
sicherung der Rentner. Der Erstattungsbetrag ist 
von den Trägern der Rentenversicherung der 
Arbeiter zu 84 vom Hundert und dem Träger 
der Rentenversicherung der Angestellten zu 
16 vom Hundert zu tragen; die Anteile gelten 
als Beiträge zur Krankenversicherung der Rent¬ 
ner." 

h) In § 93 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Die Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Träger der Rentenversicherung 
der Angestellten erstatten im Rechnungsjahr 
1967 den Trägern der knappschaltlichen Renten¬ 
versicherung 27 vom Hundert der Aufwendun¬ 
gen der Träger der knappschaftlichen Rentenver¬ 
sicherung für die knappschaftliche Krankenver¬ 
sicherung der Rentner. Der Erstattungsbetrag ist 
von den Trägern der Rentenversicherung der 
Arbeiter zu 84 vom Hundert und dem Träger der 
Rentenversicherung der Angestellten zu 16 vom 
Hundert zu tragen; die Anteile gelten als Bei¬ 
träge zur Krankenversicherung der Rentner." 


c) In § 104 des Reichsknappschaftsgesetzes wird fol¬ 
gender Absatz 4 angetügt: 

„(4) Die Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Träger der Rentenversicherung 
der Angestellten erstatten im Rechnungsjahr 
1967 den Trägern der knappschaftlichen Renten¬ 
versicherung 27 vom Hundert der Aufwendungen 
der Träger der knappschaftlichen Rentenver¬ 
sicherung für die knappschaftliche Krankenver¬ 
sicherung der Rentner. Der Erstattungsbetrag ist 
von den Trägern der Rentenversicherung der 
Arbeiter zu 84 vom Hundert und dem Träger der 
Rentenversicherung der Angestellten zu 16 vom 
Hundert zu tragen; die Anteile gelten als Bei¬ 
träge zur Krankenversicherung der Rentner." 

§ 31 

§ 138 des Bundessozialhilfegesetzes vom 30. Juni 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 815), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Bundessozialhilfegesetzes vom 31. August 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 1027), findet im Rechnungsjahr 
1967 keine Anwendung. 

§ 32 

§ 14 a des Bundeskindergeldgesetzes vom 14. April 
1964 (Bundesgesetzbl. I S. 265) in der Fassung des 
Eisten Gesetzes zur Überleitung der Haushalts- 
wirtschaft des Bundes in eine mehrjährige Finanz¬ 
planung (Finanzplanungsgesetz) vom 23. Dezember 

1966 (Bundesgesetzbl. 1 S. 697) findet in der Zeit 
vom 1. Juli bis 31. Dezember 1967 keine Anwendung. 

§ 33 

Der Bundesminister der Finanzen kann Verwal- 
tungsvorschriften zur Durchführung dieses Gesetzes 
erlassen. 

§ 34 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberloitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 

§ 35 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 2. Januar 

1967 in Kratt. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesralos 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, dem 4 Juli 1967 

Der B u n d e s p i ä s i d e n t 
L u b k e 

Der B un do s ka nz 1 e r 
K : e s i n cj o r 


Der B u n des m i n i s f e r d o r F i n a n z e n 

S 1 r li u ß 
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Gesamtplan Ordentlicher Haushalt 


Kap. 

1 

Bezeichnung 

2 

Ordentlich* 

1967 

DM 

3 

e Einnahmen 

; gegenüber 1966 

mehr (+) 

weniger (—) 

DM 

4 

Personalaus 

1967 

DM 

5 

;gaben 

1966 

DM 

6 

01 01 

01 

Bundespräsident und Bundespräsidialamt 

Bundespräsident . 


i 

240 900 

237 500 

01 03 

Bundespräsidialamt . 

15 800 

— 1 600 

1 895 100 

1 824 300 


Zusammen .... 

15 800 

— 1 600 

2 136 000 

2 001 800 

02 01 

02 

Deutscher Bundestag 

Deutscher Bundestag. 

1 

658 200 

+ 24 500 

13 641 000 

13 957 000 

02 03 

Der Wehrbeauftragte des Bundestages . 

1 000 

— 300 

961 600 

888 000 


Zusammen .... ; 

659 200 

V 24 200 

14 602 600 

1 4 845 000 

03 01 

03 

Bundesrat 

Bundesrat . 

i 

25 000 

800 

1 826 200 

i 

1 708 800 

04 01 

04 

Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 

Bundeskanzler und Bundeskanzleramt . 

21 600 

4 300 

5 776 800 

5 108 600 

04 02 

Allgemeine Bewilligungen . 





04 03 

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung . 

502 200 

48 000 

13 009 100 

12 384 500 

04 04 

Bundesnachrichtendienst . 

— 

— 

— 

- 


Zusammen .... 

523 800 

52 300 

18 785 900 

17 493 100 

05 01 

05 

Auswärtiges Amt 

Auswärtiges Amt . 

303 600 

+ 1 600 

37 257 200 

33 636 700 

05 02 

Allgemeine Bewilligungen . 

40 000 

40 000 

— 

— 

05 03 

Vertretungen des Bundes im Ausland. 

9 970 000 

t- 4 200 000 

175 152 000 

158 256 000 

05 04 

Angelegenheiten des Europarates und verwandte Gebiete 

— 

— 

— 

— 

05 05 

Zentralstelle für Verwaltungsaufgaben zur Pflege der 
kulturellen Auslandsbeziehungen . 

— 

— 

— 



Zusammen .... 

10 313 600 

-{- 4 241 600 

212 409 200 

191 892 700 

! 






























Nr. 31 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 7. Juli 1967 


1971 


Ordentlicher Haushalt Gesamtplan 


Sachausgaben 

Allgemeine Ausgaben 

Einmalige Ausgaben 

Ordentliche Ausgaben 









gegenüber 196b 

Kap. 

1967 

1966 

1967 

1966 

1967 

1966 

1967 

mehr (b) 









weniger (—) 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


DM 


7 

8 

9 

10 

li 

12 

13 


14 

15 

1 

300 000 

275 000 

700 000 

750 000 



1 240 900 


21 600 

01 01 

909 300 

906 300 

2 073 500 

2 305 000 

15 500 

40 600 

4 893 400 

— 

182 800 

01 03 

1 209 300 

i 

1 101 300 

2 773 500 

3 055 000 

| 

1 

15 500 

40 600 

6 134 300 


204 400 


j 

7 669 100 

6 731 900 

33 607 800 

! 

34 334 400 

16 088 400 

4 045 400 

71 006 300 

i 

11 937 600 

0201 

217 900 

232 600 

— 

— 

— 

— 

1 179 500 

-b 

58 900 

02 03 

7 887 000 

6 964 500 

33 607 800 

| 34 334 400 ! 

’ 1 

1 

16 088 400 

4 045 400 

72 185 800 

■ b 

11 996 500 


i 

i 

724 300 

664 400 

434 000 

424 000 

— 

36 000 

2 984 500 

_l_ 

151 300 

03 01 

1 298 300 

1 002 300 

707 200 

707 200 

276 500 

14 000 

8 058 800 

~b 

1 226 700 

04 01 

— 6 910 900 

— 7 414 200 

2 200 000 

— 

— 

, m 

— 4 710 900 

-h 

2 703 300 

04 02 

2 959 000 

2 940 500 

85 650 600 

84 166 700 1 

460 100 

270 400 

102 078 800 


2 316 700 

04 03 

— 

— 

66 207 200 

65 593 200 

— 

— 

66 207 200 

~b 

614 000 

04 04 

— 2 653 600 

— 3 471 4U0 

154 765 000 

150 467 100 

736 600 

284 400 

171 633 900 

_ r 

6 860 700 


23 490 000 

| 

22 968 100 

114 000 

104 000 

i 

2 565 700 

1 699 800 

63 426 900 


5 018 300 

05 01 

— 

— 

279 573 900 

268 720 100 

88 535 700 

88 589 000 

368 109 600 

_L 

10 800 500 

05 02 

38 249 000 

35 540 000 

2 190 000 

3 730 000 

18 762 000 

23 190 600 

234 353 000 

+ 

13 636 400 

05 C3 

— 

— 

5 316 400 

4 919 700 

— 

— 

5 316 400 j 

+ 

396 700 

05 04 

— 

i 

— 

— 

— 

— 



— 

05 05 

61 739 000 

58 508 100 

! 

287 194 300 

1 

277 473 800 

109 863 400 

113 479 400 

f 

671 205 900 

~r 

29 851 900 


















1972 


Bundesgcsetzblall, Jahrgang 1967, Teil II 


Gesamtplan Ordentlicher Haushalt 


Kap. 

1 

Bezeichnung 

2 

Ordentlich« 

i 

1967 

DM 

3 

e Einnahmen 

gegenüber 1966 
mehr (4-} 

weniger -) 

DM 

i 4 

Personalaus 

1967 

DM 

5 

gaben 

| I960 

DM 

1 6 


(Mi 

I 





i 

Bundesminister des Innern 





i 

06 01 i 

[Umdosminislenum des Innern in Bonn. 

53 500 

—- 

1 >00 

24 775 200 

22 21 7 ‘r ifi 

06 02 ') 

Allgemeine Bewilligungen . 

17 901 400 

L 

i 

5 141 000 

___ 


06 02 

Bundesverwaltungsgericht in Berlin. 

355 700 

— 

1 800 

4 967 400 

4 b-.7 R-i 

06 04 

Der Oberbundosanwalt beim Bundesverwaltungsgericht 







in Berlin .. 

1 200 

r 

i 

800 

591 100 

5 f »fj 400 

06 05 

Bnndesdisziplinarhof in Berlin. 

1 500 


300 

1 765 600 

L 745 203 

06 06 ! 

Der Bundesdisziplinaranwalt beim Bundesdisziplinarhof 







in Frankfurt (Main). 

100 


___ 

457 000 

4'J0 20m 

06 07 

Buiuiesdisziplinarkammern in Frankfurt (Main) . 

35 000 

— 

2 000 

480 000 

454 960 

06 08 

Statistisches Bundesamt in Wiesbaden. 

354 200 

+ 

6 000 

35 532 000 

34 116 7U'> 

06 09 

Bundesamt für Verfassungsschutz in Köln . 

120 800 

— 

1 100 

14 659 600 

14 540 7i>0 

06 10 

Bundoskriminalarnt in Wiesbaden . 

27 000 


105 600 

11 473 200 

11 401 nr*0 

06 13 

Bundesarchiv in Koblenz . 

50 700 


600 

2 746 300 

9 7 41 lfiM 

06 14 

Bundesanstalt für Landeskunde und Raumforschung in 




Bad Godesberg . 

142 100 

-L 

8 200 

1 877 200 

1 71! 800 

06 15 

Bundesverwaltungsamt in Köln . 

61 500 


15 000 

9 319 700 

8 2.58 400 

06 16 

Institut für Angewandte Geodäsie in Frankfurt (Main) 

241 000 

— 

82 200 

5 062 000 

4 437 700 

06 19 

Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz in Bad Godes- 







berg . 

5 177 000 

5- 

309 100 

21 002 000 

17 102 000 

06 20 

Akademie für zivile Verteidigung . 

— 


-- 

511 700 

593 800 

06 21 

Bundcsluftschutzverband . 

— - 

i 

_ 

, __ 


06 24 ! 

Beschaffungen für die Bereitschaftpolizeien der Länder 

170 500 

— 

109 800 

_ 

_ _ 

06 25*) 

Bundesgrenzschutz . 

2 907 500 

— 

21 900 

186 975 000 

183 208 800 

06 26 

Beschaffungsstelle des Bundesministers des Innern in Bonn 

123 000 

+ 

3 000 

5 128 300 

4 993 100 

06 29 

Deutsches Archäologisches Institut in Berlin . 

37 300 

r 

400 

5 335 400 

4 721 5ÜU 

06 30 

Dt ijKdios Historisches Institut in Rom**) . 

— 

— 

3 500 

—. 

676 50Ü 

06 31 

biiiM.h’s|m.fstollc für jupendciefahrrlcmlo SchiiHeu in ß-id Godc^beni ***) 

— 

— 

1 000 

— 

121 900 

06 33 

Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flücht- 







linge in Zirndorf (Kr. Fürth) . 

10 700 


- — 

1 561 800 

3 874 900 

06 34 

Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und internationale 







Studien in Köln. 

500 


300 

1 325 300 

1 201 000 

06 35 

Bundeszentrale für politische Bildung in Bonn. 

44 800 


1 500 

1 355 400 

! 312 OOfJ 

06 36 

Kriegslolgenhilfe und entsprechende Leistungen, Kriegs- 







opferfiirsorge. 

69 560 000 

r 

12 550 000 

— 

— 


Zusammen .... 

97 377 000 , 

1 

17 67-1 400 

33G 902 000 

321 716 4 1 J■) 


**l Ah l'Mi? bei hin/e[jiiriii 31 ,i!s Kap. 31 Ob veraiw.hlaqt. 

1 ! 

| k 





***l Ah 1967 hei bin/t.'lphtn 29 uK Kap 29 03 vttan^djhu]l. 







07 







Bundesminister der Justiz 

i 

II 




07 01 

Buudesministerium der Justiz . 

2 644 700 

■h 

410 500 

11 200 400 

10 713 808 

07 02 i 

Allgemeine Bewilligungen . 

1 000 


— 

— 

— 

07 03 

Bundesgerichtshof in Karlsruhe . 

3 060 000 

-F 

200 

8 736 800 

8 220 G00 

07 04 

Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof in Karls- 






i 

ruhe . 

500 


— 

4 664 100 

4 626 40U 

07 05 

Deutsches Patentamt in München . 

70 424 400 1 

i. 

2 099 500 

39 658 300 

86 445 200 

07 06 

Bundespatentgericht in München . 

2 000 


— 

7 155 500 

6 480 00Ü 

07 07 

Oberstes Rückerstattungsgericht in Herford .. 

31 400 

- 

3 000 

1 005 300 

1 051 800 


Zusammen .... 

76 164 000 

1- 

2 507 200 

72 420 400 

67 587 U0U 


08 







Bundesminister der Finanzen 






08 01 

Bundcsministerium der Finanzen in Bonn . 

251 700 


12 300 

46 307 200 

43 001 300 

08 02 

Allgemeine Bewilligungen . 

80 100 

— 

1 300 

— 

— 

08 03 

Bundesfinanzhof in München . 

7 300 

+ 

500 

3 628 400 

3 338 500 

08 04 

Bundesfinanzverwaltung . 

37 919 000 

— 

334 300 

587 762 500 

552 359 000 

08 08 

Bundeshauptkasse in Bonn . 

— 


— 

1 092 000 

1 044 400 

08 09 

Bundesmonopoivervvaltung für Branntwein in Offenbach 







(Main) ... 

— 


— 

—. 

— 

08 10 

Verwaltungsamt für innere Restitutionen in Stadthagen 

— 



196 800 

103 300 


Zusammen .... 

38 258 100 

— 

347 400 

638 986 900 

599 936 500 


Die mit *) ijckennzeichneten Kapitel haben einen außerordentlichen Haushalt (Sp. IG—28} 









































Nr. 31 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 7. Juli 1967 


1973 


Ordentlicher Haushalt Gesamtplan 


Sachausgaben 

Allgemeine Ausgaben 

Einmalige Ausgaben 

Ordentliche Ausgaben 









gegenüber 1066 

Kap. 

1967 

1966 

1967 

1966 

1967 

1966 

1967 

mehr (4-) 









weniger (—] 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


DM 


7 

8 

9 

10 

tl 

12 

13 


14 

15 

2 895 400 

2 582 :0.1 

250 000 

2-10 009 

126 300 

205 IS' 

28 046 900 


2 H01 HÜO 

06 01 

— 70 000 

— CO 000 

224 252 100 

218 67 7 

98 970 000 

116 292 WO 

323 152 100 

— 

41 757 800 

06 02 *) 

534 000 

410 4ÜÜ 

20 000 

20 UHU 

8 000 

2ü 5Uü 

5 529 400 

4- 

382 400 

06 03 

43 600 

38 000 

— 

_ 

11 000 

— 

645 700 

4- 

10:5 700 

06 04 

329 900 

285 400 

29 000 

30 009 

100 000 

80 009 

2 224 500 

• r 

73 900 

06 05 

34 000 

34 80i> 

16 000 

16 000 

_ 

— 

507 800 

T 

17 800 

06 06 

181 700 

171 800 

37 000 

35 000 

— 

— 

698 700 

4- 

36 300 

Ob 07 

3 113 30!) 

2 940 200 

4 475 100 

4 200 500 

5 951 700 

6 328 890 

49 072 100 

* i ~ 

1 925 900 

06 08 

2 193 200 

1 980 8u0 

5 702 000 

5 510 300 

297 100 

383 3iw 

22 851 900 

-1- 

436 800 

06 09 

1 710 400 

! 602 900 

2 621 000 

2 474 800 

831 700 

521 299 

16 636 300 

4- 

546 400 

06 10 

830 300 

1 134 000 

207 000 

242 000 

265 000 

297 11)9 

4 048 600 


355 900 

06 13 

496 200 

483 400 

427 300 

397 :)0n 

185 0C0 

6 noo 

2 985 700 

-f- 

385 700 

06 1 4 

1 501 900 

1 431 600 

32 284 000 

32 529 Wo 

— 

— 

43 105 600 

"T" 

886 200 

06 15 

762 000 

685 700 

460 400 

440 400 

533 000 

207 Hin 

6 817 400 


1 046 500 

06 16 

5 585 500 

5 525 500 

27 280 500 

26 249 500 

28 771 700 

35 129 090 

82 639 700 

.. - _ 

1 3G6 300 

06 19 

178 700 

223 200 

100 000 

100 090 

11 000 

100 1U0 

801 400 

—. 

215 700 

06 20 

— 

— 

35 655 200 

37 000 «Oft 

2 000 000 

— 

37 655 200 


655 200 

06 21 

— 

— 

6 485 000 

9 335 0U0 

11 295 000 

11 598 000 

17 780 000 

— 

3 153 000 

06 24 

17 444 600 

17 542 G09 

39 699 200 

39 493 C00 

66 317 200 

78 202 400 

310 436 000 

— 

8 071 400 

06 25 *) 

812 000 

767 500 

100 800 

98 900 

28 000 

— 

6 069 100 

1 

209 600 

06 26 

1 119 600 

1 093 9u0 

2 459 100 

2 162 109 

328 800 

431 900 

9 242 900 

4~ 

833 500 

06 29 

— 

188 700 

— 

151 700 

— 

25 000 

— 

— 

1 041 900 

06 3ü 

— 

39 900 

— 

19 000 

— 

— 

— 

— 

180 800 

06 31 

155 500 

149 300 

— 

— 

— 

— 

1 717 300 

i 

193 100 

06 33 

424 800 

415 000 

592 000 

582 000 

85 000 

118 700 

2 427 100 

4- 

109 500 

06 34 

377 300 

336 700 

11 750 000 

13 100 000 

— 


13 482 700 

4- 

i 

733 400 

06 35 

— 

— 

638 597 900 

610 812 900 

200 000 

200 000 

638 797 900 

J - 

19 785 000 

06 36 

40 653 900 

40 007 700 

1 033 500 600 

1 039 978 600 

216 315 500 

250 647 400 

1 627 372 000 

— 

24 978 100 


1 721 500 

1 534 800 

317 000 

358 000 

86 800 

85 000 

13 325 700 

4~ 

634 100 

07 01 

— 

— 

387 000 

432 000 

65 000 

— 

452 600 

4- 

20 000 

07 02 

1 603 800 

1 615 700 

529 000 

509 000 

14 000 

— 

10 883 600 

-L 

i 

538 300 

07 03 

20 900 

20 900 

— 

_ 

. 


4 685 000 

4- 

37 700 

07 04 

5 200 500 

5 136 400 

7 054 000 

6 229 000 

74 300 

245 000 

51 987 100 

4- 

3 931 500 

07 05 

142 500 

118 300 

10 000 

10 000 

— 

— 

7 308 000 

+ 

699 700 

07 06 

141 900 

144 100 

633 300 

601 400 

12 500 

12 500 

1 793 000 


16 800 

07 07 

8 831 100 

8 570 200 

8 930 300 

8 139 400 

252 600 

342 500 

90 434 400 

4" 

5 844 500 


3 700 400 

3 762 800 



281 100 

45 500 

50 288 700 

4~ 

3 479 100 

08 01 

— 

— 

3 721 200 

3 503 500 

— 


3 721 200 

4- 

217 700 

08 02 

321 400 

313 600 

5 000 

— 

— 

— 

3 954 800 

+ 

302 700 

08 03 

166 986 700 

156 158 100 

5 655 000 

9 275 000 

24 666 000 

18 777 600 

785 070 200 

4- 

48 500 500 

08 04 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 092 000 

4- 

47 600 

08 08 

— 


— 

_ 

— 


_ 


_ 

08 09 


52 700 

— 

— 

— 

— 

254 000 

+ 

8 000 

08 10 

171 065 700 

160 287 200 

9 381 200 

12 778 500 

24 947 100 

18 823 100 

844 380 900 

4- 

52 555 600 























1974 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1967, Teil II 


Gesamtplan Ordentlicher Haushalt 


Kap. 

1 

B e z o i c h n n n g 

2 

Ordentlich 

1967 

DM 

3 

e Einnahmen 

gegenüber 1966 

mehr ( + ) 

weniger (—) 

DM 

4 

Personalaus 

1967 

DM 

5 

gaben 

1966 

DM 

G 

on ui 

09 

Bundesminister iür Wirtschaft 

ßundesminislerium für Wirtschaft . 

893 409 

— 258 INO 

3 7 705 500 

' Ai h; MM) 

09 02 *) 

Allgemeine Bewilligungen . 

425 900 

46 ’ <f ) 

— 


09 03 

Physikalisch-Technische Bundesanstalt in Biaunschweig 
und Berlin ... 

3 875 G00 

207 Oi sj 

20 874 500 

1 ■ i ;t -' <■ i'i 

09 04 

Bundesaufskutsdint iür das Yorsicherungs- und Bauspar¬ 
wesen ... 

6 523 309 

hü7 ooo 

5 693 400 

Ui? V’n 

09 04 

Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft in Frankfurt (Main) 

76 990 

- ) 800 

7 790 009 

v ]. c 

09 00 

BundessLelle für Außcrihandchinfoinndion in Köln . 

13 600 

8 OOO 

2 210 800 

2 112 an.j 

t'9 07 

Bundesanstalt für Materialprüfung in Berlin . 

2 961 4U9 

1- 8 400 

1 0 638 000 

’i J -,i 7ns 

09 0 , 

BundeskarteMumt in Berlin . 

753 700 

2 069 900 

2 923 800 

°4H 800 

3 943 200 
f 415 433 

2 487 200 


09 o'i 

09 10 

Bundesanstalt für ßodenforsdiung in Hannover . 

Bundesauisiclil^.imt für das Kreditwesen in Berlin . 

200 800 
81 1 30 ; < 

1 ■ . ; _<n 

2 ■;« II 

09 1 i 

lu-Mlut fui ein ■misch-leclmisdie Untersuchungen . 

13 209 

1- l onn 

1 572 100 

] JiH) 


Zusammen .... 

20 530 700 

410 u;o 

97 820 900 

"3 7.it 1-1') 

1001 

10 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Bundesministeriuin für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten in Bonn . 

297 000 

— 27 '*00 

19 537 400 

18 204 l 'U 

10 02 *) 

Allgemeine Bewilligungen. 

94 218 400 

•r 7 227 000 

— 

— 

10 03 

Marktordnung . 

553 070 700 

— 200 214 100 

— 

— 

10 07 

Bundesamt für Ernährung und Forstwirtschaft in Frank¬ 
furt (Main) . 

2 800 900 

— 1 375 800 

5 921 300 

5 707 |«jo 

10 08 

Bundessortenamt in Rethmar . 

968 100 

-1- 800 

1 803 400 

1 G51 Uoo 

10 10 

Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft 
in Berlin und Braunschweig . 

963 200 

T 56 800 

7 449 000 

G 336 000 

10 11 

Bundesanstalt für Milchforschung in Kiel. 

346 000 

4- 9 300 

3 100 700 

2 487 20') 

10 12 

Bundesforschungsanstalt für Fischerei in Hamburg . 

394 700 

— 30 800 

3 956 400 

8 047 300 

10 13 

Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holzwirtschaft 
in Reinbek bei Hamburg . 

498 600 

-h 128 200 

3 343 300 

2 00*. 7uO 

10 14 

Bundesforschungsanstalt für Kleintierzucht in Celle .... 

124 700 

-F 8 500 

1 322 200 

I 000 ZOO 

10 15 

Bundesforschungsanstalt für Getreidevernrbcitung in 
Berlin und Detmold . 

648 000 

i- 100 000 

2 119 700 

f fi.Sn 50«) 

10 in 

Bundesanstalt für Fleischforschung in Kulmbach . 

300 000 

— 70 000 

1 167 000 

000 00«) 

10 17 

Bundesforschungsanstalt für Lebensmittel frischhallung 
in Karlsruhe. 

1 1 1 500 

- 43 100 

2 384 400 

1 0 )7 7 : ■ o 

10 18 

10 19 

Bundesanstalt für Quali tütsforschung pflanzlicher Er¬ 
zeugnisse in Geisenheim . 

Bundesanstalt für Tabakforschunq in Forchheim . 

30 800 
79 800 

-r 7 800 

604 700 

1 005 300 

s; G 400 

'0;0 fy 1(1 

10 20 

Bundesanstalt für Hauswirlschatt in Stuttgart-Hohenheim 

43 400 

-1- 200 

612 100 

570 2*'0 

1021 

Bundesanstalt für Yegetatiouskundc, Naturschutz und 
Landschaftspflege in Bad Godesberg . 

43 900 

- 50 300 

658 800 

0 i'» c,f i) 

10 22 

Bundesanstalt für Fettforschung in MünsterAVesif. 

53 300 

— 21 300 

304 200 

201 7 na 

10 23 

Bundesforschungsanstalt für Rebenzüchtung Geil weil erb of 
in Siebeldingen . 

358 700 

-1- 358 700 

1 357 500 

_ 

10 24 

Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten der Tiere 
in Tübingen . 

85 000 

13 700 

2 430 600 

2 205 2 |J 'i 

10 25 

ForsdiungsansfaU für Landwirtschaft in B raun sch wo ig- 
Yölkenrode. . 

495 900 

— 408 100 

8 323 600 

0 Of, 11 >0m! 


Zusammen .... 

655 932 600 

— 194 363 200 

67 481 600 

58 304 Ion 


Die mit *) nekeiuizeidincton Kapitel haben einen außerordentlichen Haushalt (Sp. IG—28) 
















































Nr. 31 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 7. Juli 1967 


1975 


Ordentlicher Haushalt Gesamtplan 


Sachausgaben 

Allyemei n e A u s g a b e n 

Einmalige 

\uscjabon 

Ordentliche Ausgaben 









(jpqenübor 1966 

Kap. 

1967 

1960 

1967 

1966 

1967 

1966 

1967 

mehr f f ) 









weniger (—I 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


DM 


7 

8 

9 

in 

i l 

12 

15 


14 

11 

4 839 200 

mV;; üum 

413 000 

442 2«ih 

2 114 500 

1 153 000 

45 072 200 


4 579 6(HI 

09 01 

— 

- 

88 345 100 

122 39(1 2hM 

630 119 000 

536 465 Ohfi 

718 464 100 


69 608 900 

09 02 i 

3 460 400 

3 n7 { Muu 

6 163 500 

4 5H7 5hh 

11 021 800 

5 4h9 öiXi 

41 520 200 

i 

9 350 300 

09 0.3 

518 600 

■1'»; 1 ns t 

75 200 

75 29(1 

_ 

4 300 

6 287 200 

-i • 

606 700 

09 04 

1 899 800 

1 

— 

— 

12 900 

14 000 

9 703 500 

■ i 

613 800 

09 05 

602 800 

552 2 uh 

2 410 000 

2 000 000 

62 200 

10 400 

5 285 800 

-i 

611 200 

09 06 

1 931 700 

I 7hh hf)U 

3 961 600 

3 610 GOU 

8 015 800 

3218 000 

24 547 100 


6 541 400 

09 07 

326 500 

3|h UflU 

4 500 

4 50h 

11 000 

20 2O0 

4 285 200 

1 

287 300 

09 08 

825 200 

752 -Ihn 

2 819 600 

2 684 60h 

1 394 500 

2 080 DUO 

9 944 700 

■r 

414 400 

09 09 

493 400 

4hI Jim. 1 

25 000 

27 ÜOh 

11 000 

18 200 

3 016 600 

+ 

411 400 

09 10 

312 000 

2 1 > 1 «»m 

108 000 

92 000 

4 012 400 

32IJ 00h 

6 004 500 

-j • 

4 043 300 

09 1 t 

15 209 600 

] l ; \ fi 

104 325 500 

1 51 hii'i 2h0 

656 775 100 

558 712 7<xi 

874 131 100 

i" 

97 068 400 


2 031 900 

1 835 800 

5 665 700 

4 763 3U0 

2 939 700 

4 037 100 

30 174 700 

i ■ 

1 184 100 

1001 

— 

— 

2 611 432 600 

3 355 351 3he 

452 075 000 

801 298 000 

3 063 507 600 

— 

093 141 700 

10 02 D 

— 

— 

903 859 200 

460 854 600 

16 090 000 

2 462 000 

919 949 200 

-i- 

436 632 400 

10 03 

4 419 700 

2 015 000 

20 000 

20 009 

14 900 

12 300 

10 375 900 

" 1 " 

2 621 500 

1007 

211 800 

266 500 

1 210 800 

1 196 909 

4 700 

8 300 

3 310 700 

~b 

188 000 

10 08 

1 154 000 

1 080 300 

1 448 700 

1 354 600 

3 512 200 

4GS 000 

13 563 900 

6- 

4 124 100 

10 10 

620 000 

408 700 

1 002 900 

840 800 

2 150 000 

1 369 300 

6 873 600 

~b 

1 677 600 

10 11 

786 300 

1 016 200 

898 500 

946 100 

1 790 700 

1 500 000 

7 431 900 

~T 

322 300 

10 12 

499 800 

441 800 

597 900 

601 400 

3 950 000 

267 000 

8 391 000 

~b 

4 476 100 

10 13 

286 900 

305 100 

293 900 

317 21X1 

2 380 000 

980 000 

4 283 000 

+ 

1 582 500 

10 14 

357 100 

469 300 

996 400 

892 500 

2 707 100 

1 001 300 

6 180 300 

t 

1 936 800 

10 15 

171 700 

151 800 

415 400 

477 200 

— 

— 

1 754 100 

■b 

138 500 

10 16 

365 600 

332 300 

523 100 

531 3i>(l 

2 657 000 

2 730 000 

5 930 100 


698 200 

10 17 

99 600 

116 »liO 

94 900 

7 U 100 

163 000 

307 900 

962 200 

___ 

56 700 

10 18 

210 700 

200 200 

166 900 

15h Ulf) 

— 

6 400 

1 382 900 

-b 

68 600 

10 19 

83 500 

1 13 300 

83 800 

78 Üüu 

— 

— 

779 400 


11 900 

10 20 

157 000 

201 t/io 

188 400 

2 )6 7hh 

_ _ 

10 5o() 

1 004 200 

__ 

64 200 

1021 

48 900 

42 900 

109 000 

155 2UÜ 

— 

— 

462 tOO 

— 

20 700 

10 22 

274 400 

— 

534 200 


— 

— 

2 166 100 

f 

2 166 100 

10 23 

682 400 

7 4Ü 000 

442 900 

468 2 )0 

1 226 200 

820 Oüh 

4 782 100 


980 100 

1 0 24 

1 237 090 

2 309 ns. 

1 115 800 

1518 "■•v. 

4 942 600 

3 409 800 

15619 000 

-! - 

1 629 609 

10 25 

13 698 30ü 

12 :v i 

3 531 101 000 

3 ! ; >u ;; i/./i 

496 G03 100 

f,:n 187 *%•':> 

4 108 884 009 


032 8 14 neu 















1976 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1967, Teil II 


Gesamtplan Ordentlicher Haushalt 




Ordentliche Einnahmen 

Persona lausgaben 

Kap. 

Bezeichnung 


gegenüber 1966 





1967 

mehr (T) 

1967 

1966 




weniger (—) 





DM 


DM 

DM 

DM 

1 

2 

3 


4 

5 

6 


11 






1 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 






11 01 

Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung. 

100 000 

___ 

14 500 

15 950 000 

14 572 900 

11 02 

Allgemeine Bewilligungen. 

267 000 

.— 

1 580 U00 

_ 


11 03 

Bundesausführungsbehörde für Unfallversicherung in 







Wilhelmshaven. 

76 900 

4* 

25 300 

2 452 100 

2 457 400 

11 04 

Bundesinstitut für Arbeitssdiutz in Koblenz. 

111 000 

4- 

t 06 OHO 



11 05 

Bundesarbeitsgericht in Kassel . 

102 000 


14 400 

/ X D /UU 

2 051 100 

JÜZ zuu 

1 915 5H0 

11 06 

Bundesversicherungsamt in Berlin. 

75 400 

1 } 
r 

47 500 

3 035 900 

2 820 ODO 

11 07 

Bundessozialgericht in Kasse] . 

171 500 

+ 

1 500 

4 024 800 

4 077 900 

11 08 

Ziviler Ersatzdienst . 

4 877 700 

i 

T 

5 000 

7 389 000 

6 952 9ii9 

11 10 

Kriegsopferversorgung und gleichartige Leistungen. 

20 000 

-—. 

15 000 

_ 


11 11 

Arbeitslosenhilfe . 

10 670 000 

1- 

280 300 

_ 


11 13 

Sozialversicherung . 

2 410 000 1 

i 

"7" 

660 000 

— 

— 


Zusammen .... 

18 881 500 

i 

— 

1 058 900 

35 618 600 

33 363 900 


12 

1 






Bundesminister für Verkehr 






1201 

Bundesministerium für Verkehr. 

124 200 

__ 

23 400 

28 203 200 

25 612 100 

12 02*)! 

Allgemeine Bewilligungen . 

29 983 600 

-t- 

2 617 500 


_ 

12 03*) 

Bundeswasser- und Schiffahrlsverwaltung. 

119 909 100 

i 

r 

11 897 500 

105 176 000 

87 334 000 

12 04 

Staatswerft in Rendsburg-Saatsee . 

46 800 

— 

45 300 

_ 

__ 

12 05 

Bundesschleppbetrieb in Munster (Westf.) . 

— 

— 

1 500 000 

_ 

_ 

12 06*) 

Bundesanstalt für Wasserbau in Karlsruhe. 

835 600 

i 

r 

214 600 

2 651 600 

i 064 non 

12 07 

Bundesanstalt für Gewässerkunde in Koblenz . 

179 700 

1- 

78 100 

1 400 700 

l iy.i im<9 

12 08 

Bundesamt für Schiffsvermessung in Hamburg . 

850 500 

i- 

99 000 

836 200 

71 ’> 1 11 JO 

12 09*) 

Deutsches Hydrographisches Institut in Hamburg. 

3 424 500 

-r 

352 300 

12 505 900 

1 1 046 300 

12 10*) 

Bundesfernstraßen . 

33 311 200 

{- 

4 155 900 



12 10 a 

Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 






in den Gemeinden . 






12 11 

Bundesanstalt für Straßenwesen in Köln . 

3 590 900 

-1- 

873 600 

2 535 500 

1 811 600 

12 12 

Kraftfahrt-Bundesamt in Flensburg-Mürwik . 

21 960 400 

i 

1 

1 069 100 

11 680 900 

11 298 ÜU0 

12 13 

Oberprüfungsamt für die höheren technischen Verwal- 







tungsbeamten in Frankfurt (Main) . 

36 100 

1 r 

2 000 

180 700 

152 300 

12 14 

Deutscher Wetterdienst in Offenbach (Main) . 

2 984 000 


220 ooo 

38 728 100 

31 '»8>i 5"0 

12 15 

Bundesanstalt für Flugsicherung in Frankfurt (Main) . . . 

1 695 500 

— 

4 658 800 

41 075 100 

3' 294 50 ) 

12 16 

Luftfahrt-Bundesamt in Braunsdiweiq . 

411 600 | 

1 

T 

250 ono 

2 466 900 

1 262 400 

12 17*) 

Luftfahrt . 

5 267 500 j 

i — 

5 601 50(; 

— 

— 


Zusammen .... 

224 611 200 


lü 000 600 

247 110 800 

j 213 ►36 700 


13 







B11 miesminister für das Post- und Fernmeldewesen 


1 




13 01 

Bundesm inu-.ie :1 um fui das PuM- und [ 1 ; n n •< >] :a i n .. 

— 



103 100 

lu'' :11 

13 nj 

BüiulesCii'Uckutei . 

5 124 000 


1 7' , J(iU 

— 



7usanimen .... 

5 124 000 

! 

1 7 ':'J 4'5fJ 

103-100 | 

1* " aj 




i 





Du; 1 : :1 *) i ■ ki : . ' -• i v i< .. K .'1 ',i ih.*n i inen , rU- ;i11; ’ * u II • .1 il* [.iy, IG 28) 






























Nr. .3 1 •— Teig der Ausgabe: Bonn, dem 7 . Juli 1967 


1977 


Ordentlicher Haushalt Gesamtplan 


SdCll.Kl- 

gaben 

Allgemeine 

A iistj'ibt‘ii 

Ui nm-il ige 

Ausgaben 

Ordentlich* 

Ausgaben 









gegenühri 196t’ 

Kaj). 

1967 

1966 

1967 

1966 

1967 

1966 

1967 

mehr ( 1 ) 









weniger (--) 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


7 

8 

9 

10 

n 


13 

14 

1 

2 312 000 

2 195 4i-0 

950 000 

" :u (li I. 1 > 

355 200 

46-1 ""9 

19 567 200 

1 Mflti 

! 1 01 

— 

— 

12 512 500 

, l "ll'l plllj 

13 020 000 

| ", 7 .n hi in 

25 532 500 

11 1 87 300 

1 1 02 

290 200 




236 500 

.. 

2 978 800 

22h hoo 

1 1 03 

271 300 

i-, . - .1 

95 500 

17 l'i:. 

36 300 

— 

1 119 000 

57 1 7(H) 

1 1 04 

202 200 

• <7 <it .• i 

61) 000 

1, ! h'iD 

7 500 

— 

2 320 800 

1 44 4DO 

1 1 0 5 

438 400 

! 7;; i H r.i 

15 000 

i > 'im 1 

7 600 

— 

3 496 900 

177 000 

1 1 Oh 

31 1 600 


55 000 

f) n.n. 

7 600 

- 

4 399 000 

30 2(li) 

1 1 0/ 

43 000 

' 1 - ' 1 

3 766 600 

; , ; ; ; | i • i 

145 000 


11 348 600 

55 oho 

I ! HO 

— 


5 792 197 000 

• 1 2 ?'7' i " 1 

— 

— 

5 792 197 000 

o vi i t ■ ii i 

1 1 10 



14 269 300 

i J " ii'i a ■ i 

— 


14 269 300 

25 2 !o ji ii ; 

1111 

— 


8 630 303 700 

,, '<i ,i 

— 

- 

8 630 303 700 

231 5 18 800 

1 1 1 1 

3 373 »MO 

3 '.7 t -; r m 

14 454 224 600 

1 n !2 . : 1 Inn 

13 815 700 

Hi . . . 

14 507 532 80(1 

821 M8 100 


4 732 900 

5 306 2i ■) 



97 100 

; * j'i-o 

33 033 200 

J I/O , 0(10 

12 01 

-- 36 1)76 700 

- — 3.j 94;! 

1 693 594 400 

_ ' > _■ i 2 -;t jh. 

41 656 500 

V) J t 1 "Ml 

1 698 574 200 

1 2 >l) ODO (.00 

12 02 *'• 

13 573 800 

12 9'if, 

213 135 500 

197 70.6 5ivi 

30 841 500 

12" 2 • ; -i"ii 

362 728 800 

2)5 5.0 OOO 

1 2 o.w ; 

— 

_ 

— 

— 

384 800 

H" 1 "i i 

384 800 

45 300 

12 04 

— 

— 


-- 

— 


_ 

-- 

1 2 05 

444 700 

■1 s:t i 

216 000 


166 800 


3 479 100 

008 700 

12 00 | 

164 000 

15 1 *}*>•* 

281 000 

3)1 5 no 

395 900 

2 46 

2 241 600 

407 700 

12 07 

135 800 

52 Oti'i 

2 500 

5 5un 

— 

- . 

974 500 

: 100 400 

12 08 

1 114 700 

1 (»21 9"!. 

3 007 100 

2 573 r >'»r i 

2 655 100 

9 35 non 

19 282 800 

4 286 100 

12 00 ' l 

— 


3 350 000 000 

3 409 0N(j tju" 


•• 

3 350 000 000 

50 000 OOO 

12 10 0 

-— 


660 000 000 

— 

— 


660 000 000 

1)60 000 000 

12 10 a 

606 000 

22't '<■ 1 1 

444 700 

360 0 II) 

4 700 

<1 1 Hl Hl 

3 590 900 

873 OOO 

12 11 

3 679 800 

5 5-11 2< i 

5 917 800 

5 07'J 8'] 1 

483 800 

37] ti ül 

21 762 300 

070 300 

12 12 

65 300 

37 800 

117 000 

111 Omi 

— 


363 000 

: 61 OOO 

12 13 

2 963 500 

2 550 Mn 

8 676 000 

7 776 3:mi 

3 428 700 

5 613 COM 

53 796 300 

2 858 000 

12 14 

4 689 600 

4 034 800 

35 120 000 

28 383 ".-in 

38 651 400 

31 588 900 

119 536 100 

20 250 000 

12 15 

464 800 

101 l'i'J 

71 000 

286 0"" 

15 000 

_ 

3 017 700 

4- 1275 200 

12 16 

-—- 

— 

42 999 900 

55 344 5"" 

— 

9 104 Om) 

42 999 900 

15 448 600 

12 17 0 

— 4 039 800 

-- 5 317 7o- • 

6 013 582 900 

6 l,Jt. TZ : t'rli 

118 781 300 

218 427 600 

6 375 765 200 

676 824 700 








103 400 

3 ioo 

13 01 

— 

— 

— 


1 400 000 

«iiif) non 

1 400 000 

-1- 500 000 

13 03 





1 400 000 

900 000 

1 503 400 

4 503100 







1978 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1967, Teil II 


Gesamtplan Ordentlicher Haushalt 


Kap. 

l 

B v l e i c h u u n g 

2 

^ 

Ordentlich 

1967 

DM 

4 

/ Einnahmen 

gegenüber ihnn 
mehr () 

weniger (— ) 
DM 

4 

Peisunahtus 

1967 

DM 

s 

gaben 

| 1 bbb 

i 

DM 

s 


14 

Bundesminister der Verteidigung 





14 01 

Buudesiiiimslerium der Verteidigung . 

_ 


173 707 000 

J 1 , > 1, • , 1 t : : j 

14 01! J 

Allgemeine Bewilligungen. 

319 015 000 

77 555 000 

— 1 00 000 000 


14 03 

Kümnuuidobehüiden, Truppen usw. 

1 470 000 

] IM 10 000 

2 935 240 000 

1 4v. • : \ > = 1 :i 

14 04 

Bundesweitrverwoltung Usw. 

— 

- 

1 936 992 000 

1 7IH' ; n • i i 

14 05 

Bi Idungs wesen . 

45 000 

!■ 5 000 

— 

. ._ 

14 06 

Milildi'seelsorcje .. 

— 

. 

13 072 200 

1 1 -.7" li'KI 

14 07 

Reehtspllege . 

-— 

— 

2 390 400 

2 i • • i 

1 4 UH 

Scinitdi.su esen . 

1 323 000 

51 000 

— 


14 0 

Verpflegung . 

240 000 

.... 

—- 


14 11 

Bekleidung . 

2 825 000 

125 000 

— 


14 12*) 

Unterbringung .. 

82 330 000 

L o 030 200 

— 


14 13 

Pionier wesen . 

— 

— 

— 

. _ 

14 14 

Fern melde wesen . 

890 000 

- 500 000 

— 


14 15 

Feld/eug wesen . 

— 

— 

— 


14 16 

ABC-Sehutznuitei ial .. 

— 

— 

—- 

- 

14 17 

Qua i (ienneisterw esen . 

30 000 


— 

.... 

14 1B 

Schilfe und Marinegerat. 

— 

— 


- 

14 10 

Flugzeuge, Flugkörper und flugtechnisches Gerat . 

2 701 200 

1 17/00 


- 

14 21 

14 24 

Wein t-u hmk und Bewhalfunq . 

S< >zia 1 \ ei si( hrrungshei [ tage und Pu uqemaHindi men für 


~ 

250 240 000 

J I f | J ♦ 1 :t • 1 


Soldaten . 

— 


915 100 000 

r i ; f 1 • • J ' I- ll : 


Zm-amim n .... 

15 

Bundesminister für Gesundheitswesen 

41 U 860 200 

nt;-; o o 

6 126 741 600 

.; . ’ ' ; i i 

15 01 

Bundf ! lui ( h --mulc- W v. esen . 

13 200 

4 000 

8 069 700 

G 'V V • 

15 02 "O 

Aihjeinei m' Meu i ; 1 :qu nyeu .. 

3 138 660 

4 45 000 

— 

__ 

15 05 

RundeM(e>uniIheiSamt in Berlin . 

1 481 100 

3 5i J 0 

12 820 700 

11 ii p-n 

15 04 

Bundes/» rJ i ale lut qesundheilikhe Aufklärung . 

454 600 

44 1 ofjf; 

1 110 900 



Zieammen .... 

19 

Bundesverfassungsgericht 

5 087 500 

; .! t 1 " . 'I; 

22 301 300 

1? Ü4G v ) 

1901 

Bundesverfassungsgericht . 

20 

Blindest echn ungshof 

29 500 

4- ]0 , ; 4J 

3 097 600 

J 1 .. . • ■: ' i , 

20 01 

Bunde." rochnungshof .. . 

23 

Bnndesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

17 600 

— 1 1 ''! t > 

12 354 700 

17 .1 '■ i 

24 01 

Ru ml? -mi; : nAn mim ! ü r w i Dsch n 11! iehe Zusammenarbeit .. 

46 000 

, 

7 375 500 

G * - :i, 

24 t -2 5 

AIhn mein«- 1b. v. iifiyungen . 

143 92« 100 

■ - 2* : 2. i o; .g 


— 

0 i ■ , 

Zusammen .... 

! • i. •. ' 1 ' • : 'l • . !i ; ' ° , 1 i ' ! . • i [ [ =' : • 1" ' 1 ' 

143 97 1 100 

•1 

2 : 71o if o 

7 375 500 

b 


























































Nr. 31 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 7. Juli 1967 


1979 


Ordentlicher Haushalt Gesamtplan 


Sachausgaben 

Allgemeine 

Ausgaben 

Einmalige . 

\usgaben 

Ordentliche Ausgaben 





1 

i 




gegenüber 1966 

Kap. 

1967 

1966 

1967 

1966 

1967 

1966 

1967 

mehr { ;-} 









weniger (—) 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

i 

7 

8 

0 

10 

11 

12 

13 

li 

IS 

i 

19 328 500 

1 

]') 4 I < ilUli 

i 

5 923 000 

6 6 VS arm 

198 500 

' 

J.M DUO 

199 157 000 

r 70 869 900 

14 01 

405 068 000 

S ] ^ •• m 

1 408 794 800 

1 0SS hl ( ) 3«)n 

630 000 000 


2 343 862 800 

774 436 600 

14 02 *) 

90 350 000 

78 IV' uoi) 

174 895 000 

164 310 UHU 

6 800 000 

8 340 OOO 

3 207 285 000 

399 785 000 

1 4 03 

47 47 t 500 

■11 750 l)ii[i 

19 530 000 | 

18 ISO (Hin 

7 216 000 

h 847 0(ll' 

2 011 209 500 

! 164 342 500 

14 04 


_ 

27 050 000 

20 %4 (jOO 

1 110 000 

I 530 ooo 

28 160 000 

3 334 600 

14 05 

1 321 400 

i j 17 .mit 

1 614 000 

1 681 0011 

748 100 

846 800 

16 755 700 

1 107 500 

1 4 06 

172 000 

1 VI Sun 

77 000 . 

60 000 

— 

11 51"' 

2 639 400 

226 400 

14 (17 

_ 

__ 

114 880 000 

11 6 140 non 

59 000 000 

66 500 noo 

173 880 000 

- - 8 760 000 

14 08 

__ 


288 185 000 

206 oso non 

— 

800 noo 

288 185 000 

— 8 665 000 

14 ;o 

__ 

_ 

195 910 000 

138 07o non 

40 600 000 

53 (ino ooo 

236 510 000 

T 45 440 000 

14 11 

770 110 000 

7 1 i r'm niu 

1 202 950 000 

- 62 38n i.ioo 

204 950 000 

2 300 421 oni 

1 178 010 000 

- 1 812 381 000 

14 12 0 

_ 

_ 

21 000 000 

1 0 000 1)00 

65 000 000 

70 ooo 0 ''0 

86 000 000 

3 000 ooo 

14 13 

94 000 000 

hj tUH> null 

110 000 000 I 

ino ooo mm 

445 000 000 

303 noo Ooo 

649 000 000 

f- 74 000 000 

14 14 

_ i 

i _ 

963 566 600 

081 540 000 

1 910 000 000 

1 807 2O0 000 

2 873 566 600 

5 173 400 

14 15 

_ : 

_ . 

6 750 000 

6 5UU 000 

33 000 000 

20 000 000 

39 750 000 

f- 4 250 000 

14 16 

__ 

_ 

177 160 000 

101 640 noo 

60 000 000 

35 U«>n ooo 

237 160 000 

1 10 520 000 

14 17 

__ 


138 180 000 | 

12! 123 000 

493 000 000 

475 20O ui in 

631 180 000 

34 857 OOO 

14 18 

_ 


772 500 000 

758 500 noo 

998 100 000 

007 hon (UM) 

1 770 600 000 

f 104 500 000 

14 19 

11 090 000 

0 8 Vi nun 

24 110 000 

26 58o ooo 

31 391 000 

28 183 20(1 

316 83t 000 

1 31644 800 

14 21 

— 


31 108 000 

38 lo>; IHN 

— 

— 

946 208 000 

1 950 000 

1 4 23 

1 438 911 400 

i rin iji, ;i('M j 
1 

4 684 183 400 

4 007 1 2 < ono 

4 986 113 600 

6 287. 703 500 

17 235 950 000 

127 284 300 

) 


1 638 600 

1 :| nn 



22 000 

36 400 

9 730 300 

1 254 700 

15 01 

— 

— 

36 344 300 

54 837 til i* 

2 234 000 

2 601 00(i 

38 578 300 

18 950 500 

15 02 N 1 

2 559 300 

2 087 

4 320 300 

4 000 60.0 

2 886 700 

2 538 500 

22 587 000 

2 901600 

15 03 

329 500 

— 

232 600 

1 - 

34 000 

— 

2 007 000 

-1 2 007 000 

l 

15 04 

4 527 400 

3 828 ?(u) 

40 897 200 

1 

58 838 fjM() 

5 176 700 

5 265 900 

72 902 600 

12 787 200 i 


446 100 

1 

-1 SG lOu 

i 

4 000 

4 000 

5 016 000 

2 014 200 

8 563 700 

i 

1 

3 131 400 

19 01 

i 

1 832 700 

1 868 ihm 

: 

100 000 

80 000 

— 

18 400 

14 287 400 

27 800 

20 01 

1 526 500 

1 5B5 201 k 



256 300 

205 000 

9 158 300 

5- 1 344 200 

23 01 

— 

— 

481 339 100 

988 845 400 

— 

119 600 000 

481 339 100 

— 627 106 300 

23 02 ") 

1 526 500 

1 587 2«»0 

481 339 100 

988 845 400 

256 300 

119 805 000 

490 497 400 

-- 625 762 100 

i 





1980 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1967, Teil 11 


Gesamtplan Ordentlicher Haushalt 


i 

Kap. 

i 

1 

B e / e 1e h n ii n g 

OrdenllidH 

I 

i 

1967 

1 

DM ! 

. ) 

* Linnahmen 

qi‘{)enubei l f, 00 

mehr ( r I 

weniger f- 1 

DM 

I 1 ! • I st 1 n r* 1 1 l 1 

1967 

DM 

g.d.M ti 

1 ( <b0 

DM 

h 

i 

24 01 

24 ! 

Bundesschuiz minister 

Bundcsschat/minDirnum .i 

182 000 

4') 1 Ml') 

8 317 490 


2 1 02 i 

Allgemeine Bewilligungen . .. 

75 827 300 ; 

5 057 400 

— 


21 02 ) 

Btindesvori'nöqens- und Bauvi-j wallunq . 

260 320 200 ! 

3 0 328 400 

— 


2 1 04 

Bimdesbaudiiekt ion . 

t 271 200 

goq >f ii j 

7 721 700 



Zusammen .... 

337 600 700 

; 1 4 74b 200 

16 569 100 

) ' i’ ■; '■ 

25 0t 

25 

Bundesminister für Wohnungswesen und Städtebau 

Buudesministerium für Wohnungswesen und Städtebau . . 

36 600 

1- 7 300 

7 492 400 

7 1 (>4 :jM') 

24 02 2 

Allgemeine Bewilligungen. 

233 445 300 

4- 4 104100 

— 



Zusammen .... 

233 481 900 

-f- 4 111 400 

7 492 400 

V h, J . 11:11 

20 01 

26 

Bundesminister iür Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte 

Bundesmlnisterium für Veil i i ebene, riüchtliugo und 

Ki ieqsqeschüdigle . 

6 400 

400 

4 943 200 

\ ■ ' : 

20 02 

Alhtrmcine Bewilligungen. 

12 360 000 

1 3 u] b 0 )0 

— 


20 04 

Dienststellen dos Bundesnutuuhiahmcvci fahren^ in Beilin 
und (uef’en und des Beauftragten der Bundes! cgiei eng 
für die Yeileilunq im Gren/.durchqanq''layer Friedlund 

1 300 


2 046 600 

_ j • 1 i 

20 0.4 

Biimlesausgh'itlisdint in Bad liombuiy v.d. II. 

5 500 

1 200 

3 690 200 

■ ; f , 1 1 : : 


Zt.w.irnim fi . 

1 2 372 900 

1 2 008 400 

11) 685 100 

]<■ ■■■ 1 

27 01 

27 

Bundesminister fiii gesamtdeutsche Fragen 

Bundesininistei mm fur gesamtdeutsche Fragen . 

70 400 

122 40(i 

6 803 200 

j •: * • 

27 02 

Allgemeine Bewilligungen . 

Zusammen .... 

190 200 

260 600 

01 800 

01 Int) 

6 808 200 

1 . . 

t: 11 ■" 

28 01 

28 

Bundesminister für Angelegenheiten des Bundes! ales 
und der Länder 

1 

Bunde uiiiitDu-? iutii für Angelegonlteiten des Bundesiules 
und der Lander .. 

i 

3 000 

! 

■ ■ ;il(! 

1 187 700 

1 

1 

1 

1 1 -' - 

29 01 

2'i i>2 ! } 

29 

| Bundesminister für Familie und Jugend 

Bunde>miui>’ei iura für Familie und Jugend . 

Allgemeine Bewilligungen . 

i 

5 300 

2 730 000 

1 

1 

8 Zf-Di 

— 070 000 

3 354 800 

! ; : , 

29 03 

Bundesprüfstelle fur jugendgefährdende Schriften in Bad 
Godesberg . 

1 000 

+ 1 00u 

137 900 



Zusammen .... 

2 736 300 

00 4 ri ; •( 1 

3 492 700 


dT; ; “7v ■; 

4- ■ !,i| i'.Cl I ii l< 1! h i liihvl* <. Il'Il u U f)t• 1 ') Ul 1 -H ! \ i ■ ! i •. 11 ii .1 .. - 1; .111 j v ]>. iS 














































Nr. 31 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 7. Juli 1967 


1981 


Ordentlicher Haushalt 


Gesamtplan 


Siicläd llMjcllMMl 


1907 

I)M 

7 


1960 

DM 

8 


Allgenicim; Ausgahon 


1967 

DM 

9 


1906 

DM 

in 


IZinm diu*• Aumj. iben 


1967 

DM 
! 1 


1 279 800 

49 200 000 
12 672 700 ! 


63 152 500 


913 400 


913 400 


501 600 


281 700 
421 500 


1 204 800 


1 924 000 


1 924 000 


156 500 


953 600 

36 800 
990 400 


1 777 ! •! 

j 11 i i i* 11 

] 5 ‘."t I'i = l 

6? <'17 J'ü 


312 500 
99 023 000 
60 000 

99 395 500 


:n.j 

9 t r'H 1 : i ■ 

60 f H'i 


926 500 


926 5'.9 


145 000 
1 170 211 300 


1 170 356 300 


6«!7 7t >0 


2AJ 20'■ 
396 600 


1 197 MW 


1 5.% 100 


1 556 100 


185 600 


908 500 


908 .500 


113 122 300 


4 000 
11 000 


113 137 300 


500 

226 789 000 


226 789 500 


2 924 720 000 
19 000 


2 924 739 000 


95 812 tinu 


150 Om» 
5'tj 1 07 Müi 


,502 257 ton 


4 032 900 

38 268 090 
20 500 

42 321 400 


26 700 
30 486 800 


30 513 500 


255 7j 1 uU fi 


5 000 
17 009 


255 773 8nP 


5<mi 

274 -MO t 'Mi 


26 300 


20 000 
11 200 


57 500 


646 800 
1 117 800 


234 490 5UU 


3 OOP 000 


3 < i ; * * [i* 1 "i !HÜ 


1 764 600 


16 200 


14 300 


14 300 


1966 

DM 

12 


276 5ü'! 
60 50li I •: 11: 

213 5* i 1 


95 931 3o • 


47 1 ) '> 0:1 
72 340 DUO 


72 Ölü 50U 


21 200 
350 0on 


37! 200 


38 000 
060 000 


998 9Ü9 


24 300 


24 3 09 


Oi tlonBithe A ?mcj<iIk 11 


19G7 

DM 


gegenüber 1 ! >f it» 

litt'!; I ( P } 

weniger ( —) 
DM 
u 


14 160 100 
312 500 
186 491 000 
20 474 900 


4 177 IHK) 
60 9.30 Ol IO 
4 800 600 
661 100 


221 438 500 l — 52 224 900 


8 577 500 
1 200 698 100 

1 209 275 600 


5 476 100 
113 122 300 


2 352 300 
4 134 000 


125 084 700 


9 379 500 
227 906 800 


237 286 300 


1 360 400 


4 322 700 
2 924 720 000 


193 700 U- 


2 929 236 400 


141 800 
373 740 OOO 


373 800 300 


400 

142 070 500 


173 800 
60 400 


143 003 300 


1 274 200 
7 543 200 


— ü 260 000 


113 700 


lOO 500 
16 1 375 000 

193 700 

1 63 081 800 


Kap. 


15 


24 01 
24 U2 
24 no 
24 04 


25 01 

25 02 ”! 


26 01 
26 02 


26 03 
26 05 


27 01 
27 02 


28 01 


20 m 

29 02 
2 " 03 



























1982 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1967, Teil II 


Gesamtplan Ordentlicher Haushalt 



i 

Ordentliche Einnahmen 

Personuldusgaben 

Kap. 

1 

Bezeichnung 


gegenüber 1966 





1967 

mehr (-P) 

weniger (—) 

1967 

j 1966 



DM 

DM 

DM 

; DM 

i 

O 

3 

4 

1 

J 

G 


31 






Bundesminister für wissenschaftliche Forschung 





31 01 

Bundesministerium für wissenschaftliche Forschung 

42 Oüü 

— 900 

9 462 200 

H 7J 1 ,. !M 

31 02 

Bewilligungen für die allgemeine wissenschaftliche Tor- 





31 03 

schung . 

Bewilligungen für die Atomkerncnergieforschung und 

j 90 000 

— 20 000 

i 

— 

31 04 

-nutzung . 

1 181 200 

986 509 

— 

. „ 

Bewilligungen für die Weltraumforschung. 

20 000 

— 5 980 000 

— 


31 0-D 

Deutsches Historisches Institut in Paris. 

300 

. 

440 800 

.* ■ * J m * 1 * .1 

31 (K) 

Deutsches Historisches Institut in Rom. 

2 500 

-r 2 500 

804 100 

_ _ • 1 


Zusammen .... 

1 33Ü 000 

5 01 1 900 

10 707 100 

'MI! 9.1- 


*i Im R . I'itj'j bi i Klip. 0 fi 'tib vci•!1 Oijt 

j 

i 

j 





32 

1 

i 


1 



Bundesschuld 





32 03 

Bundessdnildenverwal tung 

1 968 100 

b 100 300 

8 883 900 

'iv, sch 

32 05 

Verzinsung und Tilgung. 

— 

— 

— 

_ 

32 07 

Zum Ankauf von Schuldurkunden des Bundes. 

— 

.— 

—■ 

_ 

32 08 

Inanspruchnahme aus Sicherheitsleistungen und Gewähr- 






leislungen. 


— 

— 

_ 

32 00 

Schuldem des Bundes, die nicht der Bundesschulden vor- 






waltung unterliegen . 

1 157 700 

-b 7 600 

— 



Zusammen .... 

i 

3 125 800 

i 

1 - 108 100 

8 883 900 

8 'C.tj 


33 






Versorgung ! 





33 02 

Allgemeine Bewilligungen . 

— 

— 

_ 


33 03 

Versorgung der Beamten und Richter des Bundes . 

200 000 

— 

275 242 000 

J 11 i.7'i ü'i; 

33 04 

Versorgung der Soldaten der Bundeswehr. 

10 000 

— 29 090 

351 342 400 

4Gb m,'.’ 

33 00 

Versorgungsuusgaben, die durch das Zweite üherleitungs- 






gosetz vom 21. August 1951 (Bundcsgesctzbl. 1 S. 774} 
vom Bund übernommen worden sind. 

100 000 


78 030 000 

\ 1 ♦ ‘ ■ • 1 

33 07 

Versorgung von verdrängten Angehörigen dos offent- 






liehen Dienstes und von Angehörigen aufgedöster 
Dienststellen, sowie ihrer Hinterbliebenen . 

17 700 000 

~b 7(J0 000 

1 802 994 000 

1 Ij-I • ■; ; I 'i'jr 

33 08 

Versorgung der Berulssolduteu der früheren Wehrmacht 






und der berufsmäßigen Angehörigen des früheren 
Reichsarbei , sdien',les sowie ihier Hinterbliebenen .... ! 

16 000 000 

2 500 000 

940 890 000 

:• !■' :■ 1 


Zusammen .... 

i 

i 

i 

34 010 000 

~b 3 1 HO 090 

3 448 498 400 

I 

; "'iu 





















Nr. 31 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 7. Juli 1967 


1983 


Ordentlicher Haushalt Gesamtplan 


Sachausgaben 

Allgemeine 

Ausgaben 

Einmalige Ausgaben 

Orden (liehe Ausgaben 









gegenüber 1966 


1967 

1966 

1967 

1966 

1967 

1966 

1967 

mehr (3-) 

weniger (—) 

Kap. 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


. 7 _ 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

i 4 

15 

2 859 400 

2 27^ iM) 

736 000 

706 üün 

1 016 500 

17 Ü'H 

14 074 100 

! 2 320 8(11) 

31 Ol 

— 

— 

803 278 000 

620 079 100 

— 

262 5it0 

803 278 000 

+ 182 936 400 

31 02 

— 


262 167 300 

209 926 60 !» 

308 623 000 

269 123 t(VJ 

570 790 300 

91740 600 

31 03 

— 


232 188 000 

jt'G o76 md’i 

53 785 000 

22 000 OOü 

285 973 000 

-1- 57 897 000 

31 04 

118 200 

7.1 I1-.M 

74 000 

74 

— 

— 

633 000 

T 91 500 

31 05 

220 500 

*1 

151 700 

-- *i 

25 000 

■ — *1 

1 201 300 

1- 1 201 300 

31 06 

3 198 100 

2 :tr>3 3‘v > 

1 298 595 000 

l 096 roi ;<m 

363 449 500 

291 tUOs'.o 

1 675 9-19 700 

i >36 187 uOO 


2111 900 

2 i 2 'j 

59 465 700 

17 792 noo 



70 461 500 

41686 100 

32 03 

— 

___ 

3 836 087 700 

2 062 201 70U 

_ 

— 

3 836 087 700 

3- 1 173 856 000 

32 05 

— 

— 

— 150 000 000 

— 

— 

— 

— 150 000 000 

— 150 000 000 

32 07 

— 

-- 

— 150 000 000 

— 90 üuo oi.M) 

— 

— 

— 150 000 000 

70 000 000 

32 08 

— 


298 330 900 

160 159 30 (j 


— 

298 330 900 

T 138 171 600 

32 09 

2111 900 

2 O ’G G“0 

3 893 884 300 

2 760 1 63 Ots» 



3 904 880 100 

+ 1 133 713 700 


- 351 312 400 

— 100 201 n«m 





— 351 342 400 

i 108 918 600 

33 02 


- 

— 

— 

— 

— 

275 242 000 

*- 33 572 000 

33 03 


— 

“ 



— 

351 342 400 

-- 108 918 600 

33 04 

— 


— 



— 

78 030 000 

3 620 000 

33 06 



— 

— 


— 

I 802 994 000 

i" 109 660 000 

33 07 



— 

" 


— 

940 890 000 

: 102 550 000 

33 08 

— 351 342 400 

— 460 261 fino 





3 097 156 000 

242 162 DUO 
































C'", CO 


1984 

Gesamtplan 


Büiuk'sgcsolzblaU, Jahrgang 1967, Teil II 

Ordentlicher Haushalt 




Ordentlich 

a Bin nahmen 

Kap. 

C e 7 c i c h n u n g 


0 ' g< inibet }9f>6 



1967 

nähr (-!-) 




weniger ( —) 



DM 

DM 

l 

2 

• 

4 


35 02 
35 03 
35 04 
5 OG 

5 11 a*'f 


35 


Verteidigunyslasten im Zusammenhang mit dem 
Aufenthalt ausländischer Streitkräfte 

Besal/ungskustcn in Berlin. 

AuUrcigsausgaben Klasse I in Berlin . 

Aufiragsausgaben Klasse II in Berlin . 

Auf! ragsausgaben im Bundesgebiet (ohne Berlin) 
Yerteldigungsaufwand, der im unmittelbaren Zusammen- 


2 500 000 
1 000 
200 000 


2oo nun 
!) oe-i 
.?) OiiO 



hang mit denn Aufenthalt ausländischer Streitkralto im 
Bundesgebiet (ohne Berlin) entsteht . 

38 320 000 

— 14 130 000 


3o 11 b*) 

Brsat7.ungsfoIgeko.sten in Berlin . 

209 400 

! 121 10O 

— 


Zusammen .... 

41 230 400 

i 4 3 17 900 

— 

36 04 

30 

Zivile Verteidigung 

Maßnahmen der zivilen Verteidigung im Aufgabenbereich 
des Bundesministers des Innern . 

1 580 000 

li 

II 

|+ 135 000 


30 05 

Maßnahmen der zivilen Verteidigung im Aufgabenbereich 
des Bundesministers für Wirtschaft .. 


i 


30 00 

Maßnahmen der zivilen Verteidigung auf dem Gebiet der 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 

20 000 

[ 

4- 10 000 


36 07 

Maßnahmen der zivilen Verteidigung auf dem Gebiet des 
Verkehrs . 

45 000 

4- 5 000 


36 08 

Maßnahmen zur Sicherung der Nachrichtenverbindungen 

— 

—- 

— 

30 09 

Forschung, Entwicklung und Erprobung auf dem Gebiet 
des baulichen Zivilschutzes . 

47 300 

+ 2 600 


36 10 

Maßnahmen der zivilen Verteidigung auf dem Gebiet der 
Wasserwirtschaft . 

100 

— 

— 


Zusammen .... 

1 692 400 

152 600 

— 

60 01 

00 

Allgemeine Finanzverwattung 

Steuern und Abgaben 

Besitz- und Verkehrsteuern . 

Einkommen- und Körperschaftsteuern . 

Zölle und Verbraudisteuern . 

Abgaben . 

Lastenausgleich . 

26 580 000 000 
16 576 000 000 
21 339 000 000 
10 300 000 

1 500 000 000 

i 

' — 80 000 000 

- 1 247 000 000 

1 2 132 000 000 
— 4 700 000 

- 165 000 000 



Zusammen .... 

66 005 300 000 

(- 635 300 000 

— 

60 02 *) 

Allgemeine Bewilligungen. 

528 877 700 

31 022 900 

11 100 000 

60 04 + j 

Sunderloistungen des Bundes . 

14 015 000 

8 651000 

6 000 000 

60 05 *) 

Leistungen des Bundes für Berlin . 

— 

— 


CO üb 5 *) 

Angelegenheiten der europäischen wirtschaftlichen Zu¬ 
sammenschlüsse . 

36 708 500 

8.594100 

— 


Zusammen .... 

66 584 901 200 

!■ 599 384 900 

17 100 000 


15-i s- um hu; ajubril 

1907 1 r 'f. , i 

DM DM 


fiai, 11: •• i 


4 1 •' f 1 ' 


Die : 1 1 . L k- -Ml -I.-I' t ih-I<-ii K,i[>il'l hobt, ri ri n< n miPnl or l! ^ ; i: I: eti < ■ > 1 II i u ^ 0 1 1 (Sji 10 - ~ 2-■) 



























Nr. 31 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 7. Juli 1067 


1985 


Ordentlicher Haushalt Gesamtplan 


N,i< h.ni" 

11)67 

DM 

7 

f) < i l)r 11 

DM 

8 

A1 ] (11 ’ n u ‘ i: m ■ 

. 

1007 

DM 

'' 

AHst |,ibell 

DM 

if 

f 1 i K I H 

1067 

DM 

! 1 

1066 

DM 

1 3 

Ordi‘iiilif!i(* Auxtj.tben 

\ gogm'.iOi l ! 1 An 

1067 mt'lii { ■ 1 

weni(|t i i i 

DM DM 

: ; i : t 

1 

K.ip. 

1 . 



243 024 100 

■ ’; : j t.'n 



248 924 100 

! : r_D .v.u 

l : i 1 _! 

_ 

___ 

650 000 

3 (.'■! "" 

_ 


650 000 

8 1H 1! (KU) 

i ■ n. i 

_ 


53 064 800 

47 37") 

— 

- 

53 064 800 

) t6 1 <1 l( i 

i ' U \ 

— 


500 000 

5n0 """ 


- 

500 000 

_ 

1 ‘t: 



Gl 051 000 

i.l Mi] n('i. 

47 350 000 

165 ... 

108 401 000 

1 ! 8 750 000 

A i 

— 

— 

14 330 000 

1 t > n nun 

160 000 

8 250 OAJ 

14 409 000 

7 2' l 'J 0i ii) 

. 

AM'. | 



378 528 000 

Ui 1 ]t. < -'il K, 

17 510 000 

173 ß.HI 

426 038 000 

|h,S *D i t.! ii t 




84 764 000 

71 C M '. tii ii 

134 040 900 

165 3 Vi miP 

218 813 900 

41 236 lon 

'in D i 

— 


3 389 600 

-1 Mi-, iji-.t: 

2 724 500 

2 721 

6 114 100 

n25 100 

'.i > n ) 

— 


45 880 300 

50 315 C'i i 

10 000 

- 

45 8<i0 300 

i 42; 7oo 

A UM 



1 659 000 

4 :l*.h ;;i; ; 

51 260 000 

• 1 5V - ■" 

52 919 <m» 

1 ; ii. :t . /M ) 

’i 1 1 n ; 

— 

-- 

430 080 

•jri' 1 r i: ■ i ■ 

42 067 700 

61 0)1 ' • ' : 

43 397 700 

r i i '! ) . ‘ ‘ s • 1 \ 

.! ■ - i.: i 

-- 

— 

2 181 600 


332 000 

17" 

2 513 600 

’> .1 li.= n 

o'i 

— 



— 

2 894 100 

2 565 fM'.i 

2 894 100 

i ; ’n ] 11.1 

_ 

A n: 



138 304 500 

137 11 1 :l '• 

234 280 100 

'2'ir. :,;7 ■>" ■ 

372 543 600 

f.i . 2 in 

_ 


.. 

_ 

— 

— 

— 


— 

— 

60 ci 1 

4 623 000 

3 '113 1 ■' ! 

305 255 000 

. 1 ti jn ' M 11 

500 471 600 

3 -»('• i ,"i i _ 11 ■ t 

1 010 440 600 

1 20 1 361 100 

nn u2 D 

- - 

_ 

4 070 122 000 

i : i m 

4 200 000 

47 07u KM 

4 089 322 000 

— 202 183 600 

nn o i ■ 1 



2 054 100 000 

2 355 001i noo 



2 054 100 000 

300 900 000 

(|M II) 3 


- 

430 674 500 

2 •;'< ■ h. 


1 7 1 fj mir) 

430 674 500 

62 724 700 

60 t Mi ■, 

4 623 000 

.{ U1 U 

6 950 151 500 

t) -H' 1 ) Jii unt) 

603 671 600 

406 350 660 

7 58 4 546 100 

761072 500 






1986 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1967, Teil II 


Gesamtplan Außerordentlicher Haushalt 




Außerordentliche Einnahmen 

Außerordentliche Ausgaben 

Kap. 

Bezeichnung 


gegenüber 10(36 


gegenüber 1966 



1967 

mehr (4-) 

1967 

mehr ( ! ) 




weniger (—j 


weniger { ) 



DM 

DM 

DM 

DM 

\ 


3 

■4 

r ) 

6 


06 






Bundesminister des Innern 





A 06 02 

Allgemeine Bewilligungen. 

— 

— 

13 500 000 

4- 13.5U(MMI0 

A 06 25 

Bundesgrenzschutz . 

— 

— 

9 000 000 

4- 9 000 000 

übrige 

Summe der übrigen Kapitel ohne außerordentlichen 





Kapitel 

Haushalt . 

— 

— 

— 

— 


Zusammen .... 

.— 

— 

22 500 000 

4- 22.500 000 


09 






Bundesminister für Wirtschaft 





A 09 02 

Allgemeine Bewilligungen. 

— 

— 

85 000 000 

85 000 000 

übrige 

Summe der übrigen Kapitel ohne außerordentlichen 





Kapitel 

Haushalt . 

— 

— 

— 

— 


Zusammen .... 


1 

85 000 000 

i- 85 000 000 


10 






Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten 





A 10 02 

Allgemeine Bewilligungen. 

— 

— 

540 000 000 

t- 540 000 000 

übrige 

Summe der übrigen Kapitel ohne außerordentlichen 





Kapitel 

Haushalt . 


__ 






1 



Zusammen .... 



540 000 000 

-t- 540 000 000 

















Nr. 31 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 7. Juli 1967 


1987 



425 900 


20 101»00 


20 5:10 700 


94 21» 400 


501 711 200 


655 032 000 



1988 


Bundosgesetzblalt, Jahrgang 1967, Teil II 


Gesamtplan Außerordentlicher Haushalt 


1 


i 

i 

Außerordentliche Einnahmen 

A ti lh*r ur den fliehe Ausgaben 

Kap. 

B o z e i c li n u n g j 


1 gegenüber 1'lbO 


' ip ■<(( n ule i } UM 



I 1967 

j mein [ • | 

1967 

i n i } i : l i 




weniger ( 1 


w >. * n i (; i • i ( | 



OM 

DM 

DM 

DM 

1 

I 

1 

1——--- 

'> 


.3 

• > 


A 12 01! 

12 

Bundesminister für Verkehr 

Allgemeine Bewilligungen. 

i 

i 

I 

i 

; 

' 

1 705 80Ü 000 

1 

i 

1 7()5 800 Ul Mt 

A 12 OB 

Bundrsw-asser- mul Sch iluh i isvei w all unq . 

■— 


148 439 700 

148 430 700 

A 12 (Hi 

Buuder-mimtiilt für Wasserbau in Karlsruhe .. 


i 

1 000 000 

1 000 000 

A 12 00 

Deutsches Hydrographisches Institut in Hamburg 

— 


4 000 000 

4 000 000 

A 12 10 

Bundesternst iahen . 

- 


534 000 000 

534 000 000 

A 12 17 

LufÜahrl . 



12 113 000 

j 

1 

12 113 000 

! 

übrige 
K.ipi Ob 

Summe der ul * t ; <) c ■: i Kupili ! ulme a' ild m: deutlichen 

1 lauHia! ( . . 

1 


t 

7imamnii’ii . . . . 

- 

i 

2 405 352 700 

| 2 407 352 Von 

A ! 4 02 

U 

i 

Bundesminister der Verteidigung 

Allgemeine Bewilligungen . 


i 

i 

500 000 000 

! 

500 000 0011 

A 1 4 12 

Unterbringung . 



1 857 300 000 1 

1857 300 0011 

übrige 

Kapitol 

Summe der übrigen Kapitel ohne aiilierui deutlichen 
! Idimhalt . 

— 

. 

— 



Zusammen .... 



i 

2 357 300 000 

t 4 57 400 000 

i 

! 

A 15 02 

15 

Bundesminister für Gesundheitswesen 

Allgemeine Bewilligungen. 



■ 

24 000 000 

24 000 000 

übrige 

Kapitel 

Summe der übrigen Kapitel ulme außerordentlichen 
Haushall . 


— 

-—- 

— 


Zusammen .... 

i 

— 

— 

24 000 000 

24 000 000 

A 23 02 

23 

Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Allgemeine Bewilligungen . 



1 

1 166 200 000 

i 

730 J00 000 

übrige 

Kapitel 

Summe der übrigen Kapitel ohne außerordentlichen 
Haushalt . 

I ”” 1 

I 




Zusammen .... 


— 

1 166 200 000 

7 tO 20(1 000 

A 24 02 

24 

Bundesschatzministei 

Allgemeine Bewilligungen. 



66 335 000 

()() 335 000 

A 24 03 

ßundesveimöqens- und Bau Verwaltung . 


— 

2 500 000 

1 2 500 000 

übrige 
Kapi toi 

Summe der übrigen Kapitel ohne außerordentlichen 
Haushalt . 

j 


— 

- 


Zusammen .... 


! 

68 835 000 

68 835 000 




















Nr. 31 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 7. Juli 1967 


1989 


Gesamtabschluß Gesamtplan 


Gesamteinnahmen 



Gesamtausgaben 





gegenüber 1966 



gegenüber 1966 

Kap. 

1967 

1906 

mehr ( i ) 

1967 

1966 

mehr ( 1 ) 



weniger (—) 



weniger ( ) 


DM 

DM 


DM 

DM 

DM 


DM 


7 

8 


<) 

10 

11 


12 

13 

29 983 600 

27 3G6 ICO 

+ 

2 617 500 

3 404 374 200 

2 948 640 800 

f 

455 733 400 

1202 u. A 1202 

119 909 100 

ioo oil nuo 

+ 

11 897 500 

511 168 500 

418 288 700 

•T 

92 879 800 

1203 u. A 1203 

835 600 

621 (100 

+ 

214 600 

4 479 100 

2 48,1 400 

T 

1 998 700 

12 OG u. A 12 06 

3 424 500 

3 072 200 

4- 

352 300 

23 282 800 

14 996 700 

4- 

8 286 100 

12 09 u. A 12 09 

33 311 200 

20 1 ss :ion 

i 

4 155 900 

3 884 000 000 

3 400 000 000 

i- 

484 000 000 

12 10 u. A 12 10 

5 267 500 

10 8G9 000 

— 

5 601 500 

55 112 900 

58 446 500 

— 

3 335 600 

1217 h. A12 17 

31 879 700 

:?.*» 51 400 

— 

3 635 700 

898 700 400 

20') 7.44 800 

+ 

688 965 600 

übrige Kapitel 

224 611 200 

214 6! l.l fiütl 

J 

10 000 600 

8 781 117 900 

7 052 589 900 

1 

1 728 528 000 


319 015 000 

241 460 000 

_L 

77 555 000 

2 843 862 800 

2 569 42G 200 

+ 

274 436 600 

14 02 u. A 14 02 

82 330 000 

72 399 oOO 

-U 

9 930 200 

3 035 310 000 

2 990 39! 000 

j _ 

44 919 000 

14 12 u. A 14 12 

9 524 200 

8 oon 'ho 

-4 

533 300 

13 714 077 200 

12 803 4(7 100 

+ 

910 660 100 

übrige Kapitel 

410 369 200 

322 850 70U 


88 018 500 

19 593 250 000 

18 363 234 300 

+ 1 230 015 700 


3 138 600 

2 80D OHO 

-6 

338 600 

62 578 300 

57 523 800 

~b 

5 049 500 

15 02 u. A 15 02 

1 948 900 

l 48 . 800 

+ 

463 100 

34 324 300 

28 161 000 

+ 

6 163 300 

übrige Kapitel 

5 087 500 

•1 20j «IV» 

+ 

801 700 

96 902 000 

85 609 800 

■T 

11 212 800 


143 928 100 

10? I’ V. IlMt 


23 726 900 

1 047 539 100 

1 511 4 15 400 

_L 

103 093 700 

23 02 u A 23 02 

40 800 

17 

~h 

8 3UH 

9 i.V* "‘O 

7 ::: ; ioo 

.L. 

1 311 200 

23 01 

143 974 100 

11. / t,' • ■ ,i.ii 


23 718 *•{>') 

1 65 : Ü97 4M) 

1 ) -2 2 5>vi 

'h 

104 4.47 900 


71 877 'Vn 

; 1 » V ‘: • 1 I 

\ 

1 

.>■(./ !' <0 

05 0 17 500 

*. i ■»;, i • 


;> 7! j t i 9 )0 

24 02 u. A 2 • 1 !j 

2 o 703 

■\ . > 1 

■ - 

0: o 

rr’ ooo 

t. ' : io 


7 3') i hü') 

24 03 u. \ 2 : i ’: 

! ’ ,M 't 

1 1 


. 1 *■ * 1 • ) 

m - r ' - < ‘ a rj 

' : 1 ’ 0 


35!5 1 Ü4 

ul Ü (|U l\ ; • 

357 63 J 70 

.i • i 


1 5 ", !:> :(/) 

250 273 500 

'J . : i (1 

i- 

lt) Ui 0 500 







1990 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1967 r Teil II 


Gesamtplan Außerordentlicher Haushalt 




Außerordentliche Einnahmen 

Außerordentliche Ausgaben 

Kap. 

Bo7oi( linun g 

! 

gegenubei 10Gb 


j g< qcnube/ 1000 



1967 

mehr ( : ) 

1967 

! mehr { 1 ) 




weniger (—) 


weniger | - J 

! 

1 2 

DM 

I 

DM 

4 

1 

DM 

DM 

i i> 


25 

! 

j 

i 





Bundesminister für Wohnungswesen und Städtebau 





A 25 02 

Allgemeine Bewilligungen. 

i 


352 137 000 

352 137 001) 

übrige 

Summe der übrigen Kapitol ohne außerordentlichen 


| 



Kapitel 

1 lau^hcilf .. 

— 


— 



Zusammen .... 



352 137 000 

1 352 137 000 


29 






Bundesminister für Familie und Jugend 





A 20 02 

Allgemeine Bewilligungen. 

— 

— 

20 000 000 

20 000 000 

übrige 

Summe der übrigen Kapitel ohne außerordentlichen 





Ka pitel 

1 laus halt . 

— 

— 

— 

— 


Zusammen .... 

— 

i 

20 000 000 

r 20 000 000 


32 






Bundesschuld 





A 32 01 

Einnahmen aus Anleihen . 

8 053 224 700 

J - 6 617 224 700 

_ 


übritfe 

Summe der übrigen Kapitel ohne außerordentlichen 





Kapitel 

Haushalt . 

— 

—- 

— 

— 


Zusammen .... ; 

1 

8 053 224 700 

!- 6 617 224 700 

— 

— 


35 

1 

1 





Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem 
Aufenthalt ausländischer Streitkräfte 





A 35 11 a 

Verteidigungsaufwand, der im unmittelbaren Zu- 






sammenhang mit dem Aufenthalt ausländischer 
Streitkräfte im Bundesgebiet (ohne Berlin) ent¬ 
steht . 



126 500 000 

126 500 000 

A 35 11 b 

Besatzungstolqekosten in Berlin . 

— 

-— 

9 000 000 

0 ooo ooo 

übrige 

Summe der übrigen Kapitel ohne außerordentlichen 





Kapitel 

Haushalt . 

— 

— 

— 



Zusammen .... 

— 

— 

135 500 000 

145 500 000 


(50 






Allgemeine Finanz Verwaltung 





A (.0 02 

Allgemeine Bewilligenden.. 

_ 


83 000 000 

; H \, (JiM - Oi iU 

A 00 04 

Snndei h iHungen des Bundes . 

— 


485 000 000 

40 , (ii j(i iin'i 

A 00 05 

Leistungen dos Bundes Uir Berlin . 

— 


30.4 400 000 

41; ; 41«) f M ■ ( l 

A 00 OG 

UIh i staatliche Zusammen*'hliisse lind gewisse zwi- 






•m henstnutlicho Organisationen von ei lieblicher 






!i nun Heller Bedeutung . 

— 




übrige 

Summe (l- i nbiigen Kapitel ohne außer’ordeii!Iith«*n 





Ka pitel 

I laushali . 

— 



1 


Zusammen .... 

— 

— 

876 400 000 

. l 

^ ; 376 10!) 001} 

1 



















Nr. 31 


Tctg der Ausgabe: Bonn, den 7. Juli 19b7 


1991 


Gesamtabschluß Gesamtplan 


Gesamteinnahmen 


Gesamtausgaben 




gegenüber 1906 



gegenüber 1966 

Kap. 

1967 

mr.6 

mehr (+) 

1967 

1966 

mehr f 



weniger ( —) 



weniger (--] 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


7 

3 

0 

in 

n 

12 

n 

233 445 300 

,i r t :m :i u 

-r 4 io nun 

1 552 835 100 

1 S74 147 10U 

— 21 612 000 

25 02 u. A 25 02 

36 000 

;i 

7 300 

8 577 500 

8 71') 3'HJ 

— 141 nun 

iihr'gt Ki’ii tv■ I 

233 431 900 

"i : ii '/"> 

!■ 4 11! 400 

1 561 412 600 

i s-n 1 '<b ui'» 

21753 899 


2 730 000 

; 1' :: • 

670 000 

2 944 720 000 

2 ')7.i O.l.) (Jf"t 

— 144 375 000 

29 02 u. A 29 02 

6 300 

j n 'i 

4 200 

4 516 400 

4 123 ?in 

-r 393 200 

ubi ige K<ipi ' el 

2 736 300 

; i<e 11 u 

605 800 

2 949 236 400 

3 0'J3 218 2 r )0 

— 143 981 800 


8 053 224 700 

i ;Hj i>i;i 'hü) 

-r 6 617 224 700 




3201 u. A 3201 

3 125 800 

3 <117 7(10 

-r 108 100 

3 904 880 100 

2 771 11)8 4011 

+ 1 133 713 700 

übrige Kapitel 

8 056 350 500 

1 J (0 ff i 7 7<‘0 

- 6 617 332 800 

3 904 880 100 

2 771 I66 100 

-f 1 133 713 700 


38 320 000 
209 400 

V ' 'i!i 1 1 '1 

;:r; 7n'i 

14 180 000 

121 100 

234 901 000 

23 499 000 

227 1:11 (100 

21 70| nyn 

-r 7 750 000 

1 708 000 

35 11 a u. A35 11 a 
35 1 lb u. A35 11 b 

2 701 000 

2 'Kil» noo 

259 000 

303 1 38 900 

'>86 021 :vin 

' 

J- 17 117 400 

übrige Kapitel 

41 230 400 

j j 'j in üiil 

14 317 900 

561 538 900 

5 ! ] fih.l 7)00 

-i- 26 575 400 

» 


528 877 700 

■ .1 i\ n 

31022 000 

1 098 449 600 

— 100 031 «MO 

+ 1 289 381 400 

60 02 u. A 60 02 

14 015 000 

: '• ui i ocij 

3 651 000 

4 574 322 000 

4 201 I vö (300 

~ 282 866 400 

60 04 u. A 60 04 

— 

— 

— 

2 357 500 000 

2 353 000 i)(iO 

2 500 000 

60 05 u. A 60 05 

36 708 500 

7 I.! coo 

8 594 100 

430 674 500 

ne? o oi en?) 

- 62 724 700 

60 06 u. A 60 06 

66 005 300 000 

ö' 770 nnO Ooo 

-r 635 300 000 

— 


- - 

übrige Kapitel 

66 584 901 200 

<u 0^5 j(jC 110(1 

599 334 900 

8 460 946 100 

6 823 47.1 OlJO 

+ 1 637 472 500 










1992 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1967, Teil II 


Gesamtplan Einnahmen 




Ordentliche Einnahmen 

Epl. 

Bezeichnung 

1967 

gegenüber 1966 
mehr (+) 



DM 

\ 

weniger (—) 

DM 

i 

2 

3 


4 

01 

Bundesprcisidcnt und Bunclesprasidialamt. 

15 800 


1 600 

02 

Deutscher Bundestag . 

659 200 

T 

24 200 

02 

Bundesrat .. 

25 000 

V 

800 

04 

Bundeskanzler und Bundeskanzleramt. 

523 800 

— 

52 800 

05 

Auswärtiges Amt . 

10 313 600 


4 241 600 

Ü6 

Bundcsniinisier des Innern . 

97 377 000 


17 674 400 

07 

Bundesminister der Justiz . 

76 164 000 

4- 

2 507 200 

OB 

Bundesminister der Finanzen . 

30 258 100 

— 

3 17 400 

09 

Bundesminister für Wirtschaft . 

20 530 700 

1 

41!) 600 

10 

Bundesministor für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

655 932 600 

— 

194 363 200 

11 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung . 

18 881 500 

— 

1 058 900 

12 

Bundesminister für Verkehr . 

224 611 200 

~r 

10 000 600 

13 

Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen. 

5 124 000 


1 756 400 

14 

Bundesminister der Verteidigung .. 

410 869 200 

-F 

88 018 500 

15 

Bundesminister für Gesundheitswesen. 

5 087 500 

-j- 

801 700 

19 

Bundesverfassungsgericht . 

29 500 

-F 

1 0 500 

20 

Bundesrechnungshof . 

17 600 

— 

1 900 

23 

Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit. 

143 974 100 

— 

23 718 600 

24 

Bundesschatzminister. 

337 600 700 


15 736 200 

25 

Bundesminister für Wohnungswesen und Städtebau. 

233 481 900 

_L 

4 111 400 

26 

Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs¬ 
geschädigte . 

12 372 900 

— 

13 908 400 

27 

Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen . 

260 600 

— 

61 100 

28 

Bundesminister für Angelegenheiten des Bundesrates und 
der Länder . 

3 000 

t 

300 

29 

Bundesminister für Familie und Jugend . 

2 736 300 

— 

665 800 

30 

Bundesminister für die Angelegenheiten des Bundesver¬ 
teidigungsrates . 

— 

— 

4 400 

31 

Bundesminister für wissenschaftliche Forschung. 

1 336 000 


5 011 900 

32 

Bundesschuld . 

3 125 800 

] 

* 

108 100 

33 

Versorgung. 

34 010 000 

-F 

3 180 000 

35 

Verteidigungslasten im Zusammenhang mit dem Aufent¬ 
halt ausländischer Streitkräfte . 

41 230 400 

— 

14317900 

36 

Zivile Verteidigung . 

1 692 400 

-F 

152 600 

60 

Allgemeine Finanzverwaltung ... 

66 584 901 200 


599 334 900 


Insgesamt .... 

68 961 145 600 

-f 

491 052 800 


































Nr. 31 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 7. Juli 1967 


1993 


Gesamtplan 


Außerordentiü 

19G7 

DM 

5 

che Einnahmen 

gegenüber 1966 

mehr ( + } 
weniger (—) 

DM 

6 

1967 

DM 

7 

Gesamteinnahmen 

1966 

DM 

8 

gegenüber 1966 

mehr ( i \ 

weniger (-•) 

DM 

! 9 

1 

t 

I Ep! 

j 

\ü 



15 800 

17 400 

— 1 600 

01 

— 


659 200 

( ij5 üim 

24 200 

02 

— 

— 

25 000 

24 200 

-r 800 

03 

—■ 

— 

523 800 

576 100 

— 52 300 

04 

— 


10 313 600 

6 072 0t)U 

4 241 600 

! 05 

— 


97 377 000 

79 702 CH'j 

i 17 074 400 

06 

— 

— 

76 164 000 

73 656 800 

■- 2 5u7 200 

07 

— 

— 

38 258 100 

38 005 5ei 

347 400 

08 

— 

— 

20 530 700 

20 111 l*)f> 

419 600 

09 

— 

— 

655 932 600 

850 295 800 

— 194 363 200 

10 

— 

-— 

18 881 500 

19 940 4UÜ 

1 058 900 

11 

— 

— 

224 611 200 

214 610 000 

-r 10 000 600 

12 

— 

— 

5 124 000 

6 880 400 

— 1 756 400 

13 

— 

— 

410 869 200 

322 850 700 

-h 88 018 500 

14 

— 

— 

5 087 500 

4 285 600 

801 700 

15 

— 

— 

29 500 

19 000 

6- 10 500 

19 

— 

— 

17 600 

19 500 

— 1 900 

20 

— 

— 

143 974 100 

167 692 7U0 

23 718 600 

23 

— 

— 

337 600 700 

321 804 500 

15 736 200 

24 


— 

233 481 900 

229 370 500 

4111 400 

25 

— 

" 

12 372 900 

20 281 300 

13 90,3 400 

26 

— 

— 

260 600 

321 700 

61 100 

27 

j 

— 

3 000 

2 700 

300 

28 

— 

— 

2 736 300 

3 402 100 

605 800 

29 

— 

— 

_ 

4 40l) 

4 400 

30 

— 

— 

1 336 000 

6 347 900 

5 011900 

31 

8 053 224 700 

+ 6 617 224 700 

8 056 350 500 

1 439 017 700 

+ 6 617 332 800 

32 

— 

— 

34 010 000 

30 830 000 

+ 3 180 000 

33 

— 

— 

41 230 400 

55 548 300 

14 317 900 

35 

— 

— 

1 692 400 

1 539 800 

-r 152 600 

36 

— 

— 

66 584 901 200 

65 985 566 300 

-!- 599 334 900 

60 

8 053 224 700 

-r 6 617 224 700 

77 014 370 300 

69 900 002 800 

T 7 108 277 500 

















1994 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1967, Teil II 


Gesamtplan Ausgaben 




Personalausgaben 

Sacha usgaben 

Allgemeine 

Ausgaben 

Epl. 

Bezeichnung 

1967 

1966 

1967 

1966 

1967 

1966 



DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

01 

Bundespräsident und Bundespräsidial- 
amt . 

2 136 000 

2 0G1 800 

1 209 300 

1 181 300 

2 773 500 

3 055 000 

02 

Deutscher Bundestag. 

14 602 600 

14 845 000 

7 887 000 

6 964 590 

33 607 800 

34 334 400 

03 

Bundesrat . 

1 826 200 

1 708 800 

724 300 

664 409 

434 000 

424 000 

04 

Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 

18 785 900 

17 403 KJIJ 

— 2 653 600 

— 3 471 409 

154 765 000 

150 467 100 

05 

Auswärtiges Amt . 

212 409 200 

191 892 700 

61 739 000 

58 508 MO 

287 194 300 

277 473 800 

06 

Bundesminister des Innern . 

336 902 000 

321 716 400 

40 653 900 

40 007 7' 

1 033 500 600 

1 U3'< 978 60U 

07 

Bundesminister der Justiz. 

72 420 400 

67 537 800 

8 831 100 

8 570 200 

8 930 300 

8 139 400 

08 

Bundcsminister der Finanzen . 

638 986 900 

599 93G 500 

171 065 700 

160 287 200 

9 381 200 

12 778 500 

09 

Bundesminister für Wirtschaft . 

97 820 900 

87 786 600 

15 209 600 

14 654 200 

104 325 500 

135 909 200 

10 

Bundesminister für Ernährung, Land¬ 
wirtschaft und Forsten . 

67 481 600 

58 391 100 

13 698 300 

12 305 3'JO 

3 531 101 000 

3 850 8 51 600 

11 

Bundesminister für Arbeit und Sozial¬ 
ordnung . 

35 618 600 

33 363 900 

3 873 900 

3 670 40 'j 

14 454 224 600 

13 632 531 4(J0 

12 

Bundesminister für Verkehr. 

247 440 800 

212 536 700 

— 4 039 800 

— 5 347 700 

6 013 582 900 

6 626 073 300 

13 

Bundesminister für das Post- und Fern¬ 
meldewesen . 

103 400 

1 00 300 

, _ 

_ 



14 

Bundesminister der Verteidigung .... 

6 126 741 600 

5 532 980 100 

1 438 911 400 

1 490 426 SCO 

4 684 183 400 

4 007 123 900 

15 

Bundesminister für Gesundheitswesen 

22 301 300 

17 956 600 

4 527 400 

3 628 700 

40 897 200 

58 038 600 

19 

Bundesverfassungsgericht .. .. 

3 097 600 

\ 

2 978 000 

446 100 

436 100 

4 000 

4 00U 

20 

t 

Bundesrechnungshof . 

12 354 700 

12 353 500 

1 832 700 

1 863 300 

100 000 

80 000 

23 

Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit . 

7 375 500 

6 023 900 

1 526 500 

1 585 200 

481 339 100 

988 845 400 

24 

Bundesschatzminister . 

16 569 100 

15 651 900 

63 152 500 

67 017 20U 

99 395 500 

95 012 GUO 

25 

Bundesminister für Wohnungswesen 
und Städtebau . 

7 492 400 

7 163 300 

913 400 

926 500 

1 170 356 300 

1 502 257 100 

26 

Bundesminister für Vertriebene, 

Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 

10 685 100 

10 035 600 

1 204 800 

1 197 400 

113 137 300 

255 773 800 

27 

Bundesminister für gesamtdeutsche 
Fragen . 

6 808 200 

6 509 800 

1 924 000 

1 55G 1U0 

226 789 500 

234 490 500 

28 

Bundesminister für Angelegenheiten 
des Bundesrates und der Länder ... 

1 187 700 

1 061 tnu 

156 500 

185 G0U 

_ 

_ 

29 

Bundesminister für Familie und Jugend 

3 492 700 

3 190 400 

990 400 

908 500 

2 924 739 000 

3 069 095 000 

30 

Bundesminister für die Angelegenhei¬ 
ten des Bundesverteidigungsrates .. 

— 

505 500 

__ 

276 700 

— 


31 

Bundesminister für wissenschaftliche 
Forschung . 

10 707 100 

9 114 500 

3 198 100 

2 353 300 

1 298 595 000 

1 036 861 700 

32 

Bundesschuld . 

8 883 900 

8 956 800 

2 111 900 ! 

2 026 600 

3 893 884 300 

2 760 183 000 

33 

Versorgung . 

3 448 498 400 

3 315 255 000 

— 351 342 400 

— 460 261 000 

— 

— 

35 

Verteidigungslasten im Zusammenhang 
mit dem Aufenthalt ausländischer 
Streitkräfte . 





378 528 900 

361 163 500 

36 

Zivile Verteidigung. 

— 

— 

— 

— 

138 304 500 

137 081 600 

60 

Allgemeine Finanzverwaltung . 

17 100 000 

4 000 000 

4 623 000 

3 918 000 

6 959 151 500 

6 409 205 000 


Insgesamt .... 

11 449 829 800 

10 613 909 700 

1 492 375 000 

1 416 039 200 

48 043 226 200 

46 70.3 522 0OU 































Nr. 31 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 7. Juli 1967 


1995 


Gesamtplan 


Einmalige Ausgaben 1 

Ordentliche Ausgaben 

Außerordentliche Ausgaben 

Gesamtausgaben 



1967 

1966 

1967 

gegenüber 1966 
[ mehr ( u ) 

1967 

gegenüber 1966 
mehr (-r) 

1967 

1966 


gegeimli» i ! n-n 

mehr ( * ) 

Epl. 





weniger (—) 


weniger (— ) 




weniger i \ 


DM 

DM 

DM 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


DM 


9 

10 

n 


12 

13 

14 

15 

ir» 


17 

18 

15 500 

40 000 

6 134 300 


204 400 



6 134 300 

6 338 700 


'204 400 

01 

16 088 400 

4 045 400 

72 185 800 

-f 

11 996 500 

— 

— 

72 185 800 

60 189 300 

1 

" 1 ’ 

1 1 996 500 

mm 


36 OÜO 

2 984 500 

+ 

151 300 

— 

— 

2 984 500 

2 833 200 

— 

151 300 


736 600 

284 400 

171 633 900 


6 860 700 

— 

— 

171 633 900 

164 773 200 


6 860 700 

04 

109 863 400 

113 470 400 

671 205 900 

~r~ 

29 851 900 

— 

— 

671 205 900 

641 354 000 

-1 

29 851 900 

05 

216 315 500 

250 647 400 

1 627 372 000 

— 

24 978 100 

22 500 000 

-r 22 500 000 

1 649 872 000 

1 652 350 100 

— 

2 478 100 

06 

252 600 

342 500 

90 434 400 

T 

5 844 500 

— 

— 

90 434 400 

84 589 Olli) 

■f- 

5 844 500 

07 

24 947 100 

18 823 100 

844 380 900 

~T 

52 555 600 

i 

— 

844 380 900 

791 825 300 ^ 

i 

52 555 600 

08 

656 775 100 

538 712 700 

874 131 100 


97 068 400 

85 000 000 

•1- 85 000 000 

959 131 100 

777 062 7011 

!■ 

182 068 400 

09 

496 603 100 

820 187 900 

4 108 884 000 

— 

632 844 900 

540 000 000 

+ 540 000 000 

4 648 884 000 

4 74 1 728 900 

— 

92 844 900 

10 

13 815 700 

16 769 OO'j 

14 507 532 800 

+ 

821 198 100 


— 

14 507 532 800 

13 686 331 700 

-r 

821 198 100 

11 

118 781 300 

218 127 600 

6 375 765 200 

— 

676 824 700 

2 405 352 700 

1 2 405 352 700 

8 781 117 900 

7 052 580 900 

- 

1 728 528 000 

12 

1 400 000 

900 000 

1 503 400 


i 

503 100 

— 

— 

1 503 400 

1 000 300 

i 

503 100 

13 

4 986 113 600 

6 282 703 500 

17 235 950 000 

— 

127 284 300 

2 357 300 000 

: 1 357 300 000 

19 593 250 000 

18 (61 234 300 

h 

1 230 015 700 

14 

5 176 700 

5 265 900 

72 902 600 

— 

12 787 200 

24 000 000 

: 24 000 000 

96 902 600 

85 689 809 i 

i 

1 1 212 8Ul) 

15 

5 016 000 

2 014 200 

8 563 700 1 


3 131 400 

_ _ 

— 

8 563 700 

5 432 300 

j-f- 

3 131 400 

19 

— 

18 400 

14 287 400 

— 

27 800 | 

— 

— 

14 287 400 

14 315 200 

1 — 

27 800 

20 

256 300 

119 805 000 

490 497 400 

— 

625 762 100 

1 166 200 000 

!• 730 200 000 

1 656 697 400 

1 552 259 500 

T 

104 437 900 

23 

42 321 400 

95 981 1 JO 

221 438 500 

— 

52 224 500 

68 835 000 

; 68 835 000 

290 273 500 

273 6t,3 000 

T 

16 610 500 

24 

30 513 500 

72 819 500 

1 209 275 600 

— 

373 890 800 

352 137 000 

352 137 000 

1 561 412 600 

1 583 166 100 

— 

21 753 800 

25 

57 500 

37! 200 

125 084 700 

— 

143 093 300 

— 

--- 

125 084 700 

268 178 000 

— 

143 093 300 

26 

1 764 600 

998 900 

237 286 300 

— 

6 269 000 

— 

— 

237 286 300 

243 555 300 


6 269 000 

27 

16 200 

_ 

1 360 400 

T 

113 700 

— 

_ 

1 360 400 

1 246 700 


113 700 

28 

14 300 

24 300 

2 929 236 400 

— 

163 981 800 

20 000 000 

f- 20 000 000 

2 949 236 400 

3 093 218 200 

— 

143 981 800 

29 


93 000 

— 

. 

875 200 

—* 

- 

— 

875 200 

— 

875 200 

30 

363 449 500 

291 432 600 

1 675 949 700 

-1- 

336 187 600 

— 

_ 

1 675 949 700 

1 339 762 100 

T 

336 187 600 

31 

— 

— 

3 904 880 100 

•r 

1 133 713 700 

i 


3 904 880 100 

2 771 166 400 

-r 

1 133 713 700 

32 

— 

— 

3 097 156 000 

_L 

i 

242 162 000 

— 

— 

3 097 156 000 

2 854 994 000 

+ 

242 162 000 

33 

47 510 000 

573 800 000 

426 038 900 


108 924 600 

135 500 000 

•f- 135 500 000 

561 538 9Q0 

534 963 500 

T 

26 575 400 

35 

234 239 100 

296 847 500 

372 543 600 

— 

61 385 500 

— 

— 

372 543 600 

433 929 100 

— 

61 385 500 

36 

603 671 600 

406 350 600 

7 584 546 100 

4- 

i 

761 072 500 

876 400 000 

' -f- 876 400 000 

8 460 946 100 

6 823 473 600 

— 

1 637 472 500 

60 

7 975 714 600 

9 731 221 900 

68 961 145 600 


491 052 800 

8 053 224 700 

-!- 6 617 224 700 

77 014 370 300 

69 906 092 800 

"T" 

7 108 277 500 

, 
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Bekanntmachung 

über Änderungen der Verfahrensordnung 
des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte 

Vom 18. Mai 1967 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat auf seiner 
Plenarsitzung vom 28./29. September 1965 die Änderung des Artikels 21 
Abs. 2 und auf seiner Plenarsitzung vom 2./3. Mai 1966 die Änderung der 
Artikel 17 Abs. l r 21 Abs. 6 und 35 Abs. 2 seiner Verfahrensordnung vom 
18, September 1959 in der am 24. Oktober 1961 geänderten Fassung 
(Bundesgesetzbl. 1963 II S. 332) beschlossen. Die genannten Bestimmun¬ 
gen haben folgende Fassung erhalten: 

Artikel 17 Absatz 1 

(Übersetzung) 


I. The quorum of the plenary Court 
shall be eleven judges. 


2. In nuiking Ihe Communications pro- 
vided lor in Rule 32, tho Registern 
sh a 11 invite: 

fa) the Contracting Party against 
which tho proceedings betöre 
the Commission had been insti- 
tuted tu supply him within 30 
days with the name and ad¬ 
dress of its ageni; 

(b) ans other Contracting Party 
which appears to have 'the 
right, uncler Article 48 of the 
Convention, to bring a case 
before the Court and which has 
not availed itself of that right, 
to inform him within 30 days 
whether it wishes to appear as 
a Party to the case of which 
the Court has been seized and, 
if so, to supply him with the 
name and address of its agent. 


6. If the President of the Court finds 
that two cases concern the same 
Party or Parties and relate wholly 
ui in pari to the same Article or 
At'tirles ot the Convention, he 
mav refer the second case to the 
Chamber already constituted, or 
in the course of Constitution, lor 
the consideralion of the fir^t case, 
or, if there is none, procecd to 
tlie Constitution of one Chamber tu 
con^idor bofh cases. 


2, II in pursiinnce of Rule 21, para. 0, 
a Chamber is seized of two cases, 
its President mav, in the inlerest 
ol the proper administralion ot 
j u s t u e and alter having obtained 


1. Le quorum de onze juges est exige 
pour le fonctionnement de la Cour 
pleniere. 

Artikel 21 Absatz 2 

2. En proccdant ä la communication 
prevue ä I'article 32 du present 
Reglement, le Greffier invite: 

(a) la Partie Contractante qui a ete 
mise en cause dans la pro- 
cedure devant la Commission 
a lui indiquer, dans les trente 
jours, les nom et adresse de son 
agent; 

fb) toute autre Partie Contractante 
qui parait qualifiee, aux termes 
de I'article 48 de la Convention, 
pour saisir la Cour et qui n'a 
pas use de cette faculte, ä lui 
faire savoir dans les trente 
jours si eile desire comparaitre 
comme Partie au proces dont la 
Cour est saisie et, dans l'af- 
firmative, ä lui indiquer les nom 
et adresse de son agent. 


Artikel 21 Absatz 6 

6. Si le President de la Cour constate 
que deux affaires Interessent la ou 
les memes Parties et concernent en 
tout ou partie le ou les meines 
articles de la Convention, il peut 
porter la seconde affaire devant 
la Chambre de ja constituee, ou en 
voio de Constitution, pour l’examen 
de la premiere affaire, ou ä defaut 
proceder ä la constitulion d'uno 
memo Cnumbie chargee de les 
examine r. 

Artikel 35 Absatz 2 

2. Si, pur upplicalion de i'article 21 
§ Ü du present Reglement, une 
Chambre est saisie de deux af¬ 
faires, soll President peut, dans 
Linieret d une bonne adinlnistration 


fl) Die Anwesenheit von mindestens 
elf Richtern ist für die Beschluß¬ 
fähigkeit des Plenums erforderlich. 


(2) Bei Mitteilungen nach Artikel 32 
fordert der Kanzler 

a) die Vertragspartei, gegen welche 
das Verfahren vor der Kommis¬ 
sion angestrengt worden war, 
auf, ihm hinnen dreißig Tagen 
Namen und Anschrift ihres Pro¬ 
zeßbevollmächtigten anzugeben, 

b) alle sonstigen Vertragsparteien, 
die nach Artikel 48 der Konven¬ 
tion befugt zu sein scheinen, 
den Gerichtshof anzurufen, und 
die von dieser Möglichkeit 
kei nen Gebrauch gemacht haben, 
auf, ihm binnen dreißig Tagen 
mitzuteilen, ob sie in dem beim 
Gerichtshof anhängigen Verfah¬ 
ren als Partei auftreton wollen, 
und ihm in diesem Fall Namen 
und Ansdirift ihrer Prozeßbc- 
vollmächtiyten anzugeben, 


(6) Stellt der Präsident des Gerichts¬ 
hofes fest, daß zwei Rechtssachen 
dieselbe Partei oder dieselben Par¬ 
teien angehen und ganz oder teil¬ 
weise den- oder dieselben Artikel 
der Konvention betreffen, so kann 
er die zweite Rechtssache der zur 
Prüfung der ersten Sache bereits 
bestehenden oder in Bildung be¬ 
griffenen Kammer zu weisen, odei 
anderenfalls zur Bildung einer 
Kammer zur Prüfung beider Sachen 
schreiten. 


(2) Wird (‘ine Kamm ca jn Anwendung 
von Artikel 21 Absatz b diesen 
Verfalln- um uduuny mit zwei Rechts¬ 
sachen ln laßt, so kann ihr Präsi¬ 
dent, unbeschadet der Entscheidung 
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the opinion of the agents of the 
Parties and the delegatcs of the 
Commission, Order that the pro- 
ceedings in both cases be con- 
ducted simullaneously, without pre- 
judicc to the decision of the Cham¬ 
ber on the joinder of the cases. 


de Ia justice ct apres avoir pris 
Pavis des agents des Parties et des 
delegues de la Commission, ordon- 
ner qu'il soit procede simultane- 
ment ä Pinstruclion de l'une et 
Paulre affaires, sans prejuger la 
decision de la Chambre sur la 
jonction des causes. 


der Kammer über die Verbindung 
der Rechtssachen, im Interesse 
einer geordneten Rechtspflege nach 
Anhören der Prozeßbevollmachtig- 
ten der Parteien und der Vertreter 
der Kommission die gleichzeitige 
Durchführung des Verfahrens in 
beiden Rechtssachen anordnen. 


Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung 
vom 2. Mai 1963 (Bundesgesetzbl. II S. 332). 


Bonn, den 18. Mai 1967 

Der Bundes minister des Auswärtigen 
In Vertretung 
Schütz 


Bekanntmachung 

des Notenwechsels zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Italienischen Republik 
über die Verlängerung der Dauer des Urheberrechtsschutzes 

Vom 29. Mai 1967 

In Bonn sind am 18, und 28. April 1967 zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und 
der Regierung der Italienischen Republik Noten 
über die Verlängerung der Dauer des Urheber¬ 
recht sschutzes ausget mischt worden. Der Noten¬ 
wechsel wird nachstehend veniifeiiMicht. 

Bonn, den 29. Mat 1967 


Der B u n u e s m i n i s I o i des *\ \ i s w et t i g e n 
In Verl ; < ! eng 
S e h 0 I z 
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Ambasciata d'Italia 


Bad 0<»cii.’St)c*rcj, don 18. Apiil 1967 

Herr Slaalssekretär, 

die zwischen der Republik Italien und der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland bestehenden Beziehungen auf dem Ge¬ 
biet der Urheberrechte sind überprüft worden und, 

—- nach Feststellung, daß Artikel 7 Absatz 2 der Brüsseler 
Übereinkunft vom 26. Juni 1948, was die Schutzfrist 
anbelangt, folgendes vorsieht: 

„Falls jedoch ein oder mehrere Verbands lande r eine 
lungere als die in Absatz 1 vorgesehene Schutzdauer 
gewahren, richtet sich die Schutzdauer nach dem Ge¬ 
setz des Landes, wo der Schutz beansprucht wird, aber 
sie kann die im Ursprungsland des Werkes fest¬ 
gesetzte Dauer nicht überschreiten," 

— unter Berücksichtigung der Rechtslage hinsichtlich der 
Schut/.trist von Urheberrechten, die in der Republik 
Italien im Gesetz vom 22. April 1941 Nr. 633 und im 
Statthalter-Gesetzdekret vom 20. Juli 1945 Nr. 440 
und in der Bundesrepublik Deutschland im Gesetz 
über Urheberrecht und verwandle Schutzrechte 
(Urheberrechtsgesetz) vom 9. September 1965 fest¬ 
gelegt ist; 

beehre ich mich feslzustellen, daß: 

--- die im Statthalter-Gesetzdekiet vom 20. Juli 1945 
Nr. 440 vorgesehene Schutzfrist Verlängerung um sechs 
Jahre den am 17. August 1945 bereits veröffentlichten 
und am Tage des Inkrafttretens des oben erwähnten 
Gesetzes vom 9. September 1965 noch geschützten 
deutschen Werken zugute kommt; 

—- im Gegenseitigkeitswege, den am 17. August 1945 be¬ 
reits veröffentlichten und am Tage des Inkrafttretens 
des oben erwähnten Gesetzes vom 9. September 1965 
noch geschützten italienischen Werken eine Verlänge¬ 
rung um dieselbe Dauer in der Bundesrepublik 
Deutschland zugute kommt. 

Ich beehre mich, Ihnen bekanntzugeben, daß die ita¬ 
lienische Regierung der Auffassung ist, daß sich diese 
Rechtsfolge unmittelbar aus den italienischen und deut¬ 
schen Gesetzen sowie der Berner Übereinkunft ergibt und 
wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir bestätigten, daß die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland diese Ansicht 
teilt. 

Genehmigen Sie, Herr Staatssekretär, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Mario L u c i o 11 i 

S. C. 

Herrn Staatssekretär 
Klaus Schütz 

Auswärtiges Amt 
Bonn 


Der Staatssekretär 
des Auswärtigen Vr.N 

Bonn, den 28. April 1967 

Hon Botschafter, 

ich habe die Line den Empfang Ihrer Note — Nr. 8541 - 
vom 18. Apiil 1967 zu bestätigen, die Fügenden Wortlaut 
fiat: 

„Die zwischen der Republik Italien und der Bundes¬ 
republik Deutschland bestehenden Beziehungen aut dem 
Gebiet der Urheberrechte sind überprüft worden und, 

— nach Feststellung, daß Artikel 7 Absatz 2 der Brüs¬ 
seler Übereinkunft vom 26. Juni 1948, was die 
Schutzfrist anbelangt, folgendes vorsieht: 

.Falls jedoch ein oder mehrere Verbandsländer eine 
längere als die in Absatz 1 vorgesehene Schutz- 
dauer gewähren, richtet sich die Schutzdauer nach 
dem Gesetz des Landes, wo der Schutz beansprucht 
wird, aber sie kann die im Ursprungsland des Wel¬ 
kes festgesetzte Dauer nicht überschreiten.' 

— unter Berücksichtigung der Rechtslage hinsichtlich 
der Schutzfrist von Urheberrechten, die in der Repu¬ 
blik Italien im Gesetz vom 22. April 1941 Nr. 633 
und im Statt ha lter-Gesctzdekret vom 20. Juli 1945 
Nr. 440 und in der Bundesrepublik Deutschland ini 
Gesetz über Urheberrecht und verwandte Schutz- 
rechte (Urheberrechtsgesetz) vom 9. September 1965 
fesfgelegt ist; 

beehre ich mich festzusiellen, daß: 

— die im Statthalter-Gesefzdekret vom 20. Juli 1945 
Nr. 440 vorgesehene Schutzfristverlängerung uni 
sechs Jahre den am 17, August 1945 bereits ver¬ 
öffentlichten und am Tage des Inkrafttretens des 
oben erwähnten Gesetzes vom 9. September 1965 
noch geschützten deutschen Werken zugute kommt; 

— im Gegenseitigkeitswege, den am 17. August 1945 
bereits veröffentlichten und am Tage des Inkraft¬ 
tretens des oben erwähnten Gesetzes vom 9. Sep¬ 
tember 1965 noch geschützten italienischen Werken 
eine Verlängerung um dieselbe Dauer in der Bun¬ 
desrepublik Deutschland zugute kommt. 

Ich beehre mich, Ihnen bekanntzugeben, daß die 
italienische Regierung der Auffassung ist, daß sich 
diese Rechtsfolge unmittelbar aus den italienischen und 
deutschen Gesetzen sowie der Berner Übereinkunft er¬ 
gibt und wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir bestätigtem, 
daß die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
diese Ansicht teilt," 

Ich habe die Ehre, Ihnen mitzuteilen, daß meine Re¬ 
gierung mit den in Ihrer Note enthaltenen Feststellungen 
über einstimmt und die Ansicht der italienischen Regie¬ 
rung teilt, daß sich die in Ihrer Note erwähnten Rechts¬ 
folgen unmittelbar aus den deutschen und italienischen 
Gesetzen sowie aus der Berner Übereinkunft ergeben. 

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Ausdruck meinen' 
uusgezeichnetim I h mhachtung. 

S < Lutz 


Seiner Lx/Hlen/ 

ih in Italic n i m 1 u i ;i B< •! m I*.t! n ■ r 

Heim \ U t m . u 'Ui 






Nr. 31 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 7. Juli 1967 


1999 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Wiener Übereinkommens 
über diplomatische Beziehungen 

Vorn 8. Juni 1967 


Das in Wien am 18. April 1961 Unterzeichnete Übereinkommen über 
diplomatische Beziehungen (Bundesgesetzbl. 1964 II S. 957) ist nach 
seinem Aitikel 51 Abs. 2 in Kraft getreten für 

Dahomu am 26. April 1967 

Mongolei am 4. Februar 1967 


Die Mongolei hat bei I linierRegung 

(T ransialion) 

■'in i r i nj iit tu !e 1 1, paragraph 1, 

0 i'- ( - . ' ■ ;:,i 1 U ’! I ’ f J tim \ !* >!l< jf>l ; a n 

Pi iO |iii!)h< rnaiidaiiis tha! un\ 

< I: i i' i f n< e : a "jnn i< »n \v i !h regard tn 
0 " '-i/i' ■>! ,i Uijitf«met k m N Von 
h>' < M |: • < 1 bv o t) i < c r n t 11 f betueen Ihr 
•*| !>d !U(f ■. l 0 ' I I !i»‘ I '■! ( i V iiUj SUilev" 


der 1>< it ril (surkunde ei klai I: 

(P})Cl Sl'}/Ulli/) 

,./u Artikel II Absalz. 1 erkkiit da 1 
Regle; um] (Um Mongolischen Vnlkv 
repubiik, (1 c! B jede Mcinungs\ orschie- 
r 1 1 nlirit über den Personalbestand 
( iiii'i cPplonatIndien Mission oinvci- 
m bmüch zv. i <( Dm dem FnKendt Maat 
und dem r.mpl.ingssImI geregelt v er¬ 
den -«»MO 


!1hm/u hat dir Regierung der Bundesrepublik Deutschland gegenüber 
dom ( ieiH'i a Isok rol ü r der Arreitilrn Nationen am 8. Marz 1967 Fügende 
L-.rklärang abgegeben: 

„Die Regierung der Bundesrepublik DenSchlund botiaclilel den Vorbehalt 
der Mongolischen Yolksiepuhhk zu Aiiikel 11 des Wiener Übereinkommens 
über diplomatische Beziehungen vom 18. April 1961 als mit dem Inhalt und 
Sinn des Übereinkommens unvereinbar." 

Schweden am 20. Apitl 1967 


Das in Wien am 18. Apid 1961 Unterzeichnete Fakultät iv-Prolokoll 
über den Lrwerb der Staatsangehörigkeit isl nach seinem Artikel Yl 
Abs. 2 und 

das am selben Tage Unterzeichnete Fakultät iv-Protokoll über die obli¬ 
gatorische Beilegung von Streitigkeiten ist nach seinem Artikel VIII 
Abs. 2 für 

Schweden am 20. April 1967 

in Krall getrelen. 

Zu den von der Ahneinig len Arabischem Republik und Kambodscha bei 
1 Unterlegung der Rat illkat ions- bzw. Beit rittsurkunden abgegebenen Vor¬ 
behalten (Bekanntmachungen vom 13. Februar 1965 — Bundesgesetzbl. II 
S. 147 - • und vom 29. November 1965 — Bundesgesetzbl. II S. 1632 —) 
bat die Regierung der Bundesrepublik Deutschland gegenüber dem 
Generalsekretär der Vereinten Nationen am 15. März 1967 folgende Er¬ 
klärung abgegeben: 

„Die Regierung der Bundesrepublik Deut -.chl und betrachtet die Vorbehalte 
der Vereinigten Arabischen Republik und de.s Königreichs Kambodscha zu 
Artikel 27 Abs. 2 des Wiener t boreiukommens über diplomatisehe Beziehun¬ 
gen vom 18. April 1961 als mit Inhalt und Sinn des genanntem Überein¬ 
kommens un\ ereinhar." 


Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekannlmacliung 
com 25. Oktober 1966 (Bundesgesetzbl. II S. 1474). 


Bonn, den 8. Juni 1967 


D e r B u n dosministc r d e s A u s w Ü v t i (} e n 
ln Vertretung 
Schütz 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Madrider Abkommens 
über die Unterdrückung falscher oder irreführender Herkunftsangaben 
in der am 31. Oktober 1958 in Lissabon beschlossenen Fassung 

Vom 12. Juni 1967 


Das Madrider Abkommen über die Unterdrückung 
falscher oder irretührencler Herkunftsangaben vom 
14. April 1891 in der am 31. Oktober 1953 in Lissabon 
beschlossenen Fassung (Bundesgesetzbl. 1961 II 
S.273) ist nach seinem Artikel 6 Abs. 2 für 

Ungarn am 23. Marz 1967 

Marokko am 15. Mai 1967 


in Krall getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 22. September 1965 (Bundes* 
gesetzbl. II S. 1570). 


Bonn, den 12. Juni 1967 


D cm' Bund csminisU i' d es A u s w a r t i g e n 
In Vertretung 
Schlitz 


Bekanntmachung 

über das Inkrafttreten des Übereinkommens 
zur Revision der am 17. Oktober 1868 in Mannheim Unterzeichneten 

Revidierten Rheinschiffahrtsakte 

Vom 12. Juni 1967 


Nach Artikel 5 Abs. 2 des Gesetzes vom 6. Juli 
1966 zu dem Übereinkommen vom 20. November 
1963 zur Revision der am 17. Oktober 1868 in Mann¬ 
heim Unterzeichneten Revidierten Rheinschiffahrts¬ 
akte (Bundesgesetzbl. 1966 II S. 560) wird hiermit be¬ 
kanntgemacht, daß das Übereinkommen nach seinem 
Artikel VII für 

die Bundesrepublik Deutschland am 14. April 1967 
in Kraft getreten ist. 


Bonn, den 12. Juni 1967 


Die deutsche Ratifikationsurkunde ist am 25. Ok¬ 
tober 1966 beim Generalsekretär der Zent ralkominis- 
sion für die Rheinschiffahrt hinterlegt worden. 

Das Übereinkommen ist ferner für folgende Staa¬ 
ten in Kraft getreten: 

Belgien 

Frankreich 

Niederlande 

Schweiz 

Vereinigtes Königreich am 14. April 1967 


Der Bundes minister des Auswärtigen 
In Vertretung 
Schütz 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Übereinkommens 
über das auf Unterhaltsverpflichtungen gegenüber Kindern anzuwendende Recht 

Vom 14. Juni 1967 


Das in Den Haag am 24. Oktober 1956 unterzeich- 
nele Übereinkommen über das auf Untorhaltsvcr- 
pflichtungen gegenüber Kindern anzuwendende 
Recht (Bundesgosotzbi. 1961 II S. 1012) ist auf Grund 
einer Erklärung Frankreichs nach seinem Artikel 9 
Abs. 3 für 

das gesamle Hoheitsgebiet 

der Französischen Republik am 1. Dezember 1966 

in Kraft getreten. Für das Mutterland der Französi¬ 
schen Republik ist das Übereinkommen bereits am 

I. Juli 1963 in Kraft getreten (Bekanntmachung vom 

II. Juni 1963, Bundesgesetzbl.il S. 911). 


Nach Mitteilung Frankreichs umfaßt das gesamte 
Hoheitsgebiet der Französischen Republik außer den 
in Europa gelegenen Departements folgende über¬ 
seeische Departements und Territorien: 

Überseeische Departements: Guadeloupe. Gu¬ 
ayana, Martinique und Reunion. 

Überseeische Territorien: Komoren, Franzö¬ 
sische Somaliküste, Neukalcdonien, Franzö- 
sisch-Polynesien, Saint-Pierre und Miquelon, 
Süd-und Antarktis-Gebiete, Wallis und Tutuna. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 6. Januar 1965 (Bundesqese*/- 
| blaff II S. 40). 


Bonn, den 14. Juni 1967 


Der B u n d e s m i n i s t e r d e s A u s w ci r t i g e n 
In Vertretung 
S c h ü t z 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich der Pariser Verbandsübereinkunft 
zum Schutz des gewerblichen Eigentums 
in der am 3t. Oktober 1958 in Lissabon beschlossenen Fassung 

Vom 14. Juni 1967 

Die Pariser Verbandsübereinkunft zum Schulz des 
gewerblichen Eigentums vom 20. März 1883 in der 
am 31. Oktober 1958 in Lissabon beschlossenen Fas¬ 
sung (Bundesgcsotzbl. 1961 II S. 273) ist nach ihrem 
Artikel 16 Abs. 3 für folgende Staaten in Kraft ge¬ 
treten: 

Marokko am 15. Mai 1967 

Irland am 9. Juni 1967 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 3. Mai 1967 (Bundesgesetz¬ 
blatt II S. 1672). 


Bonn, den 14. Juni 1967 


Der B u n tl e s m i n i s t o r d e s A u s w artigen 
In Vertretung 
Schütz 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Genfer Protokolls 
wegen Verbots des Gaskriegs 

Vom 15. Juni 1967 

Das in Genf am 17. Juni 1925 Unterzeichnete Pro¬ 
tokoll über das Verbot der Verwendung von er¬ 
stickenden, giftigen oder ähnlichen Gasen sowie von 
bakteriologischen Mitteln im Kriege (Roichsgeselzbl. 
1929 II S. 173) ist für 

die Malediven 

und Monaco am 6. Januar 1967 

Sierra Leone am 20. März 1967 

Ghana am 3. Mai 1967 

in Kraft getreten. 

Niger hat in einer an die französische Regierung 
gerichteten Note vom 18. März 1967 erklärt, daß es 
sich an das durch Frankreich ratifizierte vorstehend 
angeführte Protokoll vom 17. Juni 1925 gebunden 
betrachtet. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachungen vom 16. September 1930 (Reichs* 
gcsetzbl. II S. 1216) und vom 19. Januar 1967 (Bun- 
desgesetzbi. II S. 812). 


Bonn, den 15, Juni 1967 


D e r Bundesminister des Auswärtigen 
In Vertretung 
Schütz 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Internationalen Übereinkommens 

über die Weltorganisation für Meteorologie 

Vom 19. Juni 1967 

Das am II. Oktober 1947 Unterzeichnete, am 11. 
und 27. April 1963 geänderte Übereinkommen über 
die Weltorganisation für Meteorologie (Bundes- 
gesetzbl. 1967 II S. 1214) ist nach seinem Artikel 34 
für 

Barbados am 21. April 1967 

in Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 20. April 1967 (Bundesgesetz¬ 
blatt II S. 1610). 


Bonn, den 19. Juni 1967 


Der Bundesministe r des Aus w a r t i g e n 
In Vertretung 
Schütz 
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Bekanntmachung 

gemäß § 2 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Artikels 10 Abs. 2 
des in Rom am 25. März 1957 Unterzeichneten Vertrags 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

(Anteilzollgesetz) 

Vom 3. Juli 1967 


Gemäß § 2 Abs. 2 Satz 2 des Anteilzollgesetzes 
(Bundosgesetzbl. 1960 I S. 1082) wird hiermit he- 
kanntge macht: 

Die Salze des Anteilzolls betragen für 

a) Drittlandszollgut, das unter die Bestimmungen 
des Vertrags zur Gründung der Europäischen Ge¬ 
meinschaft für Kohle und Stahl fällt, 

85 vom Hundert der Zollsätze des Deutschen Zoll¬ 
tarifs 1967 (Bundesgesetzbl. 1967 II S. 1819); 

1)) Abschöpfungswaren, die Drittlandszollgut sind, 

85 vom Hundert der mittleren Abschöpfung, die 
in den Mitgliedstaaten für diese Erzeugnisse ge¬ 
genüber dritten Ländern gilt, oder, soweit cs sich 
um Waren handelt, für die eine einheitliche Ab¬ 
schöpfung gegenüber dritten Landern festgesetzt 
ist, 85 vom Hundert des Abschöpfungssatzes. Die 
mittlere Abschöpfung wird für jedes Kalender* 
Vierteljahr von der Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft bestimmt und im Amts¬ 
blatt der Europäischen Gemeinschaften bekannt- 
gegobo n,- 

Bonn, den 3. Juli 1967 


c) Drittlandszollgut, das der Rindfleischmarktord¬ 
nung unterliegt, 

85 vom Hundert der Zollsätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs (Amtsblatt der Europäischen Gemein¬ 
schaften 1960 S. 1537); 

d) Drittlandszollgut der Nummern 27.10, 27.11, 

27.12 und 27.13-B des Deutschen Zolltarifs 1967 
(Mineralöl und Mineralölerzeugnisse), soweit die 
veredelten Waren ebenfalls unter eine der vor¬ 
genannten Nummern des Deutschen Zolltarifs 
1967 fallen, 

100 vom Hundert der Zollsätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs; 

e) anderes Drittlandszollgut 

85 vom Hundert der Zollsätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs. 

Ist das Drittlandszollgut Nachholgut, so ist der 
Satz des Anteilzolls anzuwendon, der im Zeitpunkt 
der Kennzeichnung des Vorgriffsguts gegolten hat. 

Die neuen Sätze sind ab 10. Juli 1967 anzuwenden. 


Der Bund es minister der Finanzen 
Im Auftrag 
Dr. Bail 
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Berichtigung 

der Bekanntmachung über das Inkrafttreten des Internationalen Abkommens 
über den Schutz der ausübenden Künstler, der Hersteller von Tonträgern 
und der Sendeunternehmen vom 21. Oktober 1966 

Vom 16. Juni 1967 

Die in der Bekanntmachung über das Inkrafttreten 
des Internationalen Abkommens über den Schutz 
der ausübenden Künstler, der Hersteller von Ton¬ 
trägern und der Sendeunternehmen vom 21. Okto¬ 
ber 1966 (Bundesgesetzbl.il S. 1473) für Schweden 
angeführten Vorbehalte sind wie folgt zu ergänzen: 

„5. nach Artikel 17" 


Bonn, den 16. Juni 1967 


Der B u ndes m i ni s te l des Auswärtigen 
In Vertretung 
Schütz 
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